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Der außerordentliche Geſandte und bevollmäch⸗ 


Berlin, den 18. Mai. ö 
tigte Miniſter am Kurfürſtlich Heſſiſchen Hofe, Kammerherr, Graf von Galen, 
iſt von Kaſſel hier angekommen. — Se. Durchlaucht der Fürſt Alexander zu 
Sayn⸗Wittgenſte in- Hohenſtein, iſt nach Wittgenſtein; und Se. Excel⸗ 
lenz der Geheime Staats⸗Miniſter von Kam pt, nach Karlsbad abgereiſt. 


— D —— 


Berlin. Da nun der Vereinigte Landtag am Sonntag den 16, d. ſchon 
fünf Wochen verſammelt, die auf acht Wochen beſtimmte Dauer feines Zuſam⸗ 
menſeins alſo über die Hälfte verfloſſen iſt: ſo liegt es nahe, auf die von ihm 
entwickelte Thätigkeit einen Rückblick zu werfen. Sollen wir hierbei unſere auf⸗ 
richtige Ueberzeugung ausſprechen, ſo glauben wir, nicht verbergen zu dürfen, 
daß die Verhandlungen im Allgemeinen weniger ſchnell vorgeſchritten, 
als nach der Lage der Umſtände wohl möglich geweſen wäre. So weit die Ver⸗ 
öffentlichung der Diskuſſionen reicht, ſinden wir, daß erſt die Adreſſe an den König, 
die Königliche Propoſition über die Provinzial⸗Hülfskaſſen, die Mittel zur Ab⸗ 
hülfe des Nothſtandes, der Beſcholtenheits- Geſetzentwurf und das Reglement be⸗ 
rathen worden. Zu berathen bleiben noch: die wichtigen Propoſitionen über die 
Umwandlung der Mahl- und Schlachtſteuer in eine Einkommenſteuer, und über 
den Bau der Preußiſchen Oſtbahn, ſowie die Propoſition wegen Uebernahme der 
Garantie des Staats für die zur Ablöfung der Reallaſten von bäuerlichen Grund⸗ 
ſtücken zu errichtenden Rentenbanken, ein Geſetzentwurf über die bürgerlichen Ber 
hältniſſe der Juden, und — gegen vierhundert Petitionen. Darf man fi 
unter dieſen Umſtänden wundern, daß ein Abgeorducter in einer der letzten Siz⸗ 
zungen audrief: „wenn in der bisherigen Weiſe der Dis kuſſion berathen werde, 
würden ſie ſtatt acht Wochen acht Monate zuſammenbleiben müſſen!“ Eben die 
Art und Weiſe der Diskuſſion iſt es, die einen verzögernden Gang in das 
Fortſchreiten der Verhandlungen bringt. Die Diskuſſion iſt noch nicht geordnet 
genug: man hält ſich nicht genug an die Sache, man ſtreitet zu ſehr mit dem 
Formellen herum. Man verſtehe uns wohl: wir ſind keine Gegner der Form, 
inſofern ſie zu einer parlamentaxiſchen Diskuſſion nothwendig iſt ; wir wiſſen wohl 
ihre Bedeutſamkeit zu würdigen: aber zwiſchen Form und Form iſt ein Uuterſchied, 
und es iſt eine andere Sache, ob man ſich in den Grenzen der Form zur Förde: 
rung einer Sache bewegt, wie es gewünſcht werden muß, oder ob man ſich um 
die Form ſtreitet, und dadurch der Materie Eintrag thut. Das Letztere iſt, 
in ausgedehnterem Maße, in zwei Sitzungen, in geringerem Maße ſchon öfter 
geſchehen, wie es denn Regel zu ſein ſcheint, daß vor Beginn der Tagesordnung 
mehr oder weniger Bemerkungen zu dem Protokoll des vorhergehenden Tages 
gemacht werden. Vielleicht, daß dieſer Uebelſtand, nachdem nun das Reglement 
diskutirt it, ſich allmählig von ſelbſt beſeitigt; aber es dürfte nicht überflüſſig 
ſein, wenn demſelben auch ein beſonderes Augenmerk gewidmet, und dem Mars 
ſchall (wir haben hauptſächlich die Drei⸗Stände-Kurie im Auge) jo fein ohnehin 
ſchwieriges Amt erleichtert würde. Ju der erſten Kurie ſcheint ſich die parlamen⸗ 
tariſche Distuſſionsweiſe ſchon richtiger geſtalten zu wollen. Freilich iſt dies auch 
hier, wir verkennen es nicht, leichter; es ſind hier 80, und in der zweiten Kurie 
537 Mitglieder: dennoch aber ſollte en glauben, müßten auch in der letztern 
fi) die zum Reden Fähigen nun in ſo weit herausgeſondert haben, daß die Uebri⸗ 
gen auf das Wort verzichten, und jenen die Diskuſſion mehr oder weniger allein 
anvertrauen lernen. In dem erſten Theil der Sitzung der Herrenkurie vom 8. 
Mai waren es hauptſachlich nur zwei Reduer, welche die Diskuſſion füllten, Red⸗ 
ner, welche, wie verſchieden ſie auch in der Behandlung der Fragen ſind, unſtrei⸗ 
tig großen Beruf zur parlamentariſchen Diskuſſion in ſich tragen: und das Re⸗ 
ſultat der Abſtimmung ergab aufs deutlichſte, daß die Sache genugſam erörtert 
und lar geworden war. Die Zeit wird auch hier helfen, wie fie jo oft hilft, 
und das Uutheil der öffentlichen Meinung, auf welches ein großer Theil unſerer 
Abgeordneten ja mehrfach, ob mit Recht oder mit Unrecht, laſſen wir unentſchie⸗ 
den, provoclrt at, wird auch das Seine zur Ordnung der Sache beitragen. 


Berlin. — Aus guter Quelle kann dem Zeitungs-Gerüchte widerſprochen 
werden, daß der Dombau eingeſtellt ſei und daß dafür ein Ständehaus gebaut 
werden ſolle. Das Gerücht ſcheint auf einer Myſtifikation zu beruhen. — Prof. 
von Raumers Vorleſungen au hieſiger Univerſität werden in dieſem Sommerſe⸗ 
meſter beſonders zahlreich beſucht. — Peter v. Cornelius iſt mit dem Entwurf 
zu einem kunſtvollen Denkmal beſchäftigt, welches zur Erinnerung an den dritten 
Februar 1847 hier errichtet werden ſoll. — Trotz allen Machinationen der Spe⸗ 
kulanten, die Getreidepreiſe noch in die Höhe zu treiben, will ſolches ihnen doch 
nicht mehr gelingen. Die Getreidezufuhr ift übrigens in der gegenwärtigen Jah⸗ 
reszeit auffallend ftarf, was wieder den Beweis liefert, wie Viele noch ihre Ge⸗ 
treidevorräthe zurückgehalten haben. Unter den Konſumenten zeigt ſich täglich 
weniger Kaufluſt, da jene feſt glauben, daß nach dem Stichtage das Getreide 
bedeutend billiger werden muß. — Die Berliner Zeitungen drucken die Landtags⸗ 
verhandlungen ſeit Kurzem nicht mehr fo ausführlich ab, wie fie ſich in der Allg. 
Preuß. Ztg. befinden, ſondern geben ihren Leſern davon nur einen Auszug, was 
den Redaktionen freilich weniger Koſten aber mehr Arbeit verurſacht. — Der 
Literat Dr. Meyen hat ſich am verfloſſenen Himmelfahrtstage von hier nach Stettin 
abführen laſſen, um dort ſeinen zweijährigen Feſtungsarreſt abzubüßen. Er hofft, 
daß ſeine Strafe noch gemildert werden wird. . 

Amtliche Berichtigung. Folgende, jetzt auch in andere öffentliche Bläts 
ter übergegangene Mittheilungen des Publiciſten bedürfen einer Berichtigung. 1) 
Es wird mitgetheilt: der Poleuprozeß hat durch den dazwiſchengefallenen Tumult⸗ 
Prozeß, welcher alle Kräfte der Staatsanwalt in Anſpruch nimmt, eine Art von 
Stillſtand erfahren. 2) Es wird in Beziehung auf den ebengedachten Prozeß 
mitgetheilt, daß gegen die einzelnen Angeklagten, getrennt von der Hauptanklage, 
einzelne Anklageſchriften angefertigt ſeien. 3) Es werden endlich, in Beziehung 
auf den Prozeß wegen des hieſigen Tumults, Zahlenverhältniſſe angegeben, die 
geeignet find, unrichtige Urtheile über deſſen Dauer hervorzurufen. Ich bemerke 
daher: zu 1. daß der ſogenannte Polens Prozeß, d. h. die Unterſuchung wegen 
der in Poſen entdeckten Verſchwörung, durch den Tumult⸗Prozeß nicht die ge⸗ 
ringſte Verzögerung erlitten hat oder erleidet. Des Herrn Ju⸗ 
ſtiz⸗Miniſters Excellenz hat mir die erbetenen Gehülfen dergeſtalt zugeordnet, daß 
es der Staatsanwaltſchaft möglich geweſen iſt und ſtets möglich bleibt, ihn mit 
der Schnelligkeit zu befördern, die man erſt dann wird würdigen können, wenn 
die Verhandlungen in die Oeffentlichkeit treten werden. Zu 2. Es iſt eine Au⸗ 
Hagefchrift angefertigt, die gegenwärtig mit beſonderer Beſchleunigung gedruckt 
wird, weil ſehr viele Cremplare erforderlich find. Zu 3. Es ſind mir vom 22. 
bis 24. April von dem Königlichen Polizei-Präſidium 210 bei dem Tumult am 
21ſten und 22jten Verhaftete überliefert worden; im Laufe der Verhandlungen 
find noch 39 Perſonen bezüchtigt und zum Theil verhaftet worden. Von dieſen 
249 Perſonen habe ich 28 dem Königl. Polizei-Amt zur Beſchlußnahme überwie⸗ 
ſen, 110 außer Verfolgung geſetzt, gegen 8 wird noch verhandelt; die Verhand⸗ 
lungen gegen 5 liegen mir zur Beſchlußnahme und Anfertigung der Anklage vor. 
Gegen die übrigen 98 ſind die Anklagen bereits dem Königl. Kammergericht ein⸗ 
gereicht. Gegen einen Theil der Angeklagten iſt bereits erkanat, zur mündlichen 
Verhandlung gegen einen anderen Theil ſteht bereits Termin an. Berlin, den 
14. Mai 1847. Der Staatsanwalt bei dem Königl. Kammergericht. Wen bel. 

Berlin. — Das ſo eben ausgegebene Maiheft der Berliner „Jahrbücher 
für Erziehung und Unterricht“ meldet das Erſcheinen des erſten Rechenſchaftsbe⸗ 
richts der Berliner Peſtalozziſtiftung. Die Geſammtſumme aller beim 
Direktor Dieſterweg direct eingegangenen Beiträge war am 12. Januar: 8764 
Thaler; auf 5 Jahre lang ſind jährlich 649 Thaler gezeichnet. Dieſe Beiträge 
rühren bei weitem überwiegend aus den Preußiſchen Provinzen, beſonders aus 
der Mark Brandenburg, namentlich Berlin her. Unter den Gebern werden Pers 
ſonen aller Stände gezahlt und zwar nicht blos aus Preußen, ſondern auch aus 
den augrenzenden Ländern, aus Holland, Rußland, Ungarn und Siebenbürgen. 
Möge dieſe Stiftung gedeihen und ſich vervielfältigen, damit ihr großes Ziel er⸗ 
reicht werde: „Kein verwahrloſtes Kind mehr auf deutſcher Erde!“ 
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»Mit dem bevorſtehenden Pfingſtfeſte wird der erfinderiſche und unermüdliche 
Hr. Kroll unter dem Namen „Vaurhall“ einen Vergnügungsgarten eröffnen, der 
dem berühmten Vauxhall in London an mannigfaltiger Unterhaltung in keiner 
Hinſicht nachſtehen wird, ja in vieler Hinſicht letzteren noch zu übertreffen ver» 
ſpricht. Die Beſucher werden darin unter Anderen Eiſele und Beiſele's zerſtreute 
Reiſen in höchſt humoriſtiſcher Weiſe dargeſtellt ſehen, ferner ſich auf einer Cen⸗ 
trifugal⸗Eiſenbahn in Diagonalen, mit Prof. Töpfer's mechaniſchen und opti⸗ 
ſchen Darſtellungen in verſchiedenen Theatern, mit Vogelſchießen und Vogelſtechen, 
mit Anſchauen von Keller's Seiltänzer⸗Kunſtſtücken de., unterhalten können — Zum 
Ablieferungs- oder Stichtage befand ſich hier wider Erwarten ſehr viel Getreide, 
was abermals einen Beweis liefert, wie imaginair die Furcht vor etwanigem Man⸗ 
gel an Getreide ſei. N ö 

Breslau. (Bresl. Ztg.) — Die Nachricht der „Sileſia“ von dem bedeu— 
tenden Bankrotte des Fabrikanten Dierig in Langenbielau iſt ungegründet, es iſt 
nur ſo viel wahr, daß das Geſchäft in Folge der außerordentlichen Zeitereigniſſe 
ſtockt, jetzt aber von den drei Brüdern, welche ſich zu dem Geſchäft verbunden 
haben, mit verſtärkten Kräften fortgeführt werden wird. — Aus Gotthardsberg 
meldet man, daß eine Mutter ihr geſtorbenes Kind 10 Tage laug nicht in die 
Erde bringen, weil weder Todtengräber noch Paſtor dieſes geſtatten wollten, und 
zwar weil es dem chriſtkatholiſchen Glauben angehörte. Zuletzt mußte einem Gen— 
darmen Folge geleiſtet und das Kind begraben werden. — Die Oder-Zeitung 
ſagt: „Man ſpricht in wohlunterrichteten Kreiſen von dem Erlaß einer Verord⸗ 
nung, des Juhalts, daß den katholiſchen Diſſidenten (bis zu der in Verfolg des 
Patents vom 30ſten 
Verhältniſſe) in den dieſſeitigen Staaten eine evangeliſche Kirche von Neuem zum 
Mitgebrauch nicht geſtattet werden ſoll.“ (2) 

Vom Rhein. — Der öͤkonomiſch gedrückte Schullehrerſtand der 
Rheinprovinz hat feine Bedürfniſſe und Wünſche in einer Denkſchrift nieder⸗ 
gelegt und dieſelbe den zum Landtage fahrenden Volksvertretern übergeben, ſowie 
einen tüchtigen Mann aus ſeiner Mitte, den oft erwähnten A. Gladbach nach 
Berlin geſandt, um perſönlich mit den Vertretern der Provinz über die Hebung 
des Lehrerſtandes Rückſpriache zu nehmen. Nach dieſen Schritten iſt zu hoffen, 
daß die Fehler des Preußiſchen Schulweſens wenigſtens zur Sprache kommen, und 
daß die finanzielle Lage der Lehrer ſowie ihre übergroße Bevormundung durch ei⸗ 
nen, anderen Stand, den Klerus, um etwas eileichtert werde. 
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Draenei ech n a en d. 

München, den 13. Mai. Am 7ten Abends hat auch in Bamberg ein 
Auflauf stattgefunden, bei dem einigen Bädern die Fenſter eingeworfen wurden. 
— Der Kürft und die Fuͤrſtin Hatzfeld find weiter nach Rom gereiſt. — Die 
Engliſche Regierung hat auf desfallſige Anfragen erklärt, daß fie den General 
Kalergis in feinen Plänen (zur Eutthronung des Königs Otto) in keiner Weiſe 
unterſtützt habe. ’ 0 

Aus München vom 11. Mai berichten Vairiſche Blätter: „Einem vielfach 
verbreiteten Gerüchte zufolge ſollen dem Benediktinerorden in Baiern mehr 
ſache Veränderungen bevorſtehen, namentlich in Bezug auf die unter deſſen Lei— 
tung ſtehenden Studienanſtalten. ö 

Leipzig den 14 Mai. In einem Artikel der Leipziger Zeitung erhalten 
wir die Beſtätigung der Sperre Böhmens gegen die Sächſiſche Grenze. 

In der geſtrigen Verſammlung der hieſigen deutſchkatholiſchen Ge— 
meinde wurde die jetzt fo viel beſprochene Frage des Berliner Koneils verhandelt 
Man ließ den Gründen, welche von Seiten mehrerer Gemeinden gegen die Ab— 
haltung des Koneils in der jetzigen Zeit aufgeſtent worden find, volle Gerechtigkeit 
widerfahren und erklaͤrte, daß man eine Verſchiebung deſſelben bis etwa zum 
Herbſte gern ſehen werde; man erkannte aber andererſeits auch die volle Berechti— 

gung, ja Verpflichtung des Berliner Vorſtandes zur Berufung deſſelben an und 
ſprach den Wunſch aus, daß, wenn ja eine Verſchiebung ſtattfinden ſollte, dieſe 
keinenfalls über das Jahr 1847 hinaus ſich erſtrecken möchte, indem man auch 
in dieſer ſcheinbar gleichgültigen Sache an den autonomiſch zu Stande gekommenen 
Beſchlüſſen des Leipziger Koneils feſthalten müſſe. Zugleich beklagte man allge— 
mein und erklärte einſtimmig zu Protokoll, daß es ſehr zu bedauern ſei, wenn 
einzelne Gemeinden, z. B. die zu Frankfurt a. M., ihre abweichende Meinung 
über die geeignete Zeit der Abhaltung des Koneils mit der kaum denkbaren Erklä— 
rung ausgeſprochen haben, das man das Koneil nicht anerkennen werde, wenn 
es trotz des Widerſpruchs zu Stande komme, d. h. wenn die vollberechtigte Mehr— 
zahl der Gemeinden daſſelbe genehmige und beſchicke: ein Verfahren, welches eben 
fo wenig geeignet it, die Einheit als die Achtung vor dem ſelöſtgeſchaffenen Ge— 
ſetze zu fördern. Für den Fall des Zuſtandekommens wählte die Gemeinde ihren 
"Pfarrer Rauch ſowie die Vorſiandsmitglieder R. Blum und J. de Marle zu Ab⸗ 
geordneten, verzichtete auf die Steuung beſonderer Anträge, prüfte die vom Ber⸗ 
liner Vorſtande zur Verhandlung vorgeſchlagenen Gegenſtände, über jeden derfel- 
ben ihre Meinung als Richtſchnur für die Abgeordneten ausſprechend, und beſchloß 
schließlich einſtimmig, den Abgeordneten den Auftrag zu geben, daß ſie mit allen 
Kräften dahin wirken, daß die Beſchlüſſe des Leipziger Koneils unverſehrt als 
Grundlage der jungen Gemeinſchaft erhalten werden. a 

Heidelberg, den 12. Mai. Im Verlaufe der heute hier gehaltenen 

deutſch⸗ktatholiſchen Provinzialſynode wurde von den Verſammelten 


März a. e. erfolgten ſpeciellen Regulirung ihrer rechtlichen 


der Beſchluß gefaßt: die Statuten des Leipziger Koncils als dem heutigen Stand⸗ 
punkte noch völlig genügend fortwährend feſtzuhalten. Bekanntlich verbürgen die⸗ 
ſelben unbeſchräukte Glaubensfreiheit und verbinden mit diefer Berechtigung die 
Verpflichtung jedes einzelnen zu ununterbrochener tigkeit für Erkenntniß 
und ſittliches Leben. Die Synode wird jene Anſicht und Eutſchließung der auf 
Pfingſten in Berlin zuſammentretenden Kirchenverſammlung offiziell mittheilen, zu⸗ 
nächſt durch freundliche Zuſchrift, da eine perſönliche Vertretung — wenigſtens 
jeder einzelnen Gemeinde — der fuͤdweſtdeutſchen Kirchenprovinz zur Zeit nicht 
thunlich erſcheint. a f 

Frankfurt a. M. den 14. Mai. Se. Majeſtät der König der Belgier 
traf vorgeſtern in Wiesbaden ein. Der hohe Gaſt wird mindeſtens vier Wochen 
in Wiesbaden die Kur gebrauchen. Die Kunde von der großen Gefahr, welcher 
Ihre Majeſtät die Königin auf der Eiſenbahn entgaugen, gelangte geſtern nach 
Wiesbaden und erweckte große Theilnahme, welche dem Könige nicht verborgen 
bleiben konnte. 

Wie man erfährt, wird der Kaiſerlich Oeſterreichiſche Staats-Miaiſter, Graf 
von Münch⸗Bellinghauſen, erſt nach den Pfingſtfeiertagen hier eintreffen. Die 
Thätigkeit der Bundes-Verſammlung ſoll in dieſem Augenblick von der Berathung 
nicht unwichtiger Gegenſtände in Anſpruch genommen werden, welche zur geeig— 
neten Zeit ſich wohl auch in äußerer Wirkung geltend machen wird. 

Stuttgart. — Se. Majeftät der König iſt am 12. Mai zum Gebrauche 


einer Brunnnenkur nach Baden abgereiſt. 


Hannover — Ihre Hoheiten der Herzog und die Herzogin von Sachſen⸗ 
Altenburg nebſt ihren Prinzeſſinnen Töchtern, fo wie Se. Kaiſerl. Hoheit der 
Großfürſt Konſtantin von Rußland, ſind am 14. Mai in Hannover angekommen. 

Lübeck. — In unſerem Hafen zeigt ſich nach Eröffnung der Schiffahrt wies 
der reges Leben, und wird namentlich auf bedeutende Getreide-Zufuhren auch 
durch die mit erſtem offenen Waſſer von hier abgegangenen und jetzt täglich aus 
dem Norden zurückerwarteten Schiffe gerechnet. Am 12. Mai liefen, nachdem 
die Dampfſchiffahrt auf Kopenhagen bereits früher eröffnet, in kurzen Zwiſchen⸗ 
räumen unſere erſten drei diesjährigen nach St. Petersburg, Riga und Stod- 
holm beſtimmten See-Dampfſchiffe aus dem Hafen. 

effet ETW . 

Wien, den 14. Mai. (Spen. Ztg.) — Wie es heißt, hat Se. Kaiſerl. 
Hoheit der Erzherzog Stephan, als Statthalter von Ungarn, dem Ungariſchen 
Reichskanzler Graf Appony geſchrieben, daß er Anfangs Augnuſt ſich nach Ungarn 
begeben und alle Comitate dieſes Königreichs vor Eröffnung des Reichstages, 
der unwiderruflich auf den November nach Preßburg zuſammenberufen werden 
wird, bereiſen werde. — Der Infant von Lueca hat mit feiner Gemahlin, der 
Tochter der Herzogin von Berry, in der Kaiſerl. Burg die Zimmer bezogen, wel⸗ 
che der, nach Neapel abgereiſte, Prinz von Salerno, Schwiegervater des Her⸗ 
zogs von Aumale, fo eben geräumt hatte. — In Prag waren einige Baiern ans 
gekommen, welche des Glaubens waren, daß ſie in Rußland und Polen, wo 
ganze Landſtriche ausgeſtorben wären, freien Landbeſitz und von Prag ab ſogar 
noch Neifegeld erhalten würden. Man hat fie natürlich abgewieſen und ſich an 
die Baieriſchen Behörden gewendet, vor ähnlichen Irrthümern abzumahnen. 

Was die Blätter von angeblichen Rüſtungen Oeſterreichs in der Mi⸗ 
litairgrenze melden, iſt durchaus ungenau. Daß die Grenztruppen mit Per⸗ 
cuſſionsgewehren verſehen werden, iſt eben eine Verbeſſerung, die früher oder 
ſpäter von ſelbſt eintreten mußte. Die Mobiliſirung der Grenzarmee iſt aber um 
jo leichter zu bewerkſtelligen, als die Grenzer ſäͤmmtlich armirt, ſaͤmmtlich in ihrer 
Heimath beiſammen find. Keinesfalls betrachtet man hier die Griechiſch-Türkiſche 
Differenz als ſoweit gediehen, um irgend einer kriegeriſchen Beſorgniß nur entfernt 
Raum zu geben. 

Frankreich. t 

Paris den 14. Mai. Die beiden neuen Miniſter, Herr Jayr und Gene— 
ral Trezel, find nun auf ihren Poſten angelangt und haben den Eid in die Hände 
des Königs geleiſtet. Die von dem Marquis von Caſtellane und Herrn Emil 
von Girardin geleitete Partei ſcheint aber nicht eher die Waffen niederlegen zu 
wollen, bis ſie ihr Ziel vollkommen erreicht hat, und dieſes iſt jetzt kein anderes 
mehr, als gänzlicher Sturz des Miniſteriums, wenn man nicht mit ihr kapitulirt 
durch Zugeſtändniſſe, wie ſie Herr von Giardin verlangt. 

Auf die geſtrige Aeußerung des Journal des Débats, daß die Krife 
(nämlich die miniſterielle) nun vorüber ſei, erwiedert heute die Preſſe, im Ge⸗ 
gentheil, die Kriſe fange nun erſt recht an. Am Schluß ihres polemiſchen Artis 
tels wirft ſie das Wort „Charlatau“, das von dem minifteriellen Blatte gegen 
Herrn Emil von Giardin und feine Verbündeten gebraucht worden war, auf 
Herrn Guizot zurück. Das Journal des Débats ſeinerſeits antwortet heute 
wieder auf einen geſtrigen Artitel der Preſſe und auf Bemerkungen des Con⸗ 
ſtitutionnelt und des National über die Modifikation des Miniſteriums. 
Dieſe Polemik bewegt ſich aber nur in gegenfeitigen ſpoͤttiſchen und höhnenden 
Recriminationen hin und her. Auf der einen Seite ſagt man, die Repräſentatlo⸗ 
Regierung werde zur bloßen Komödie; auf der anderen, die Oppoſition zeige nur 
zu deutlich, daß fie die Miniſter nur darum angreife, weil fie Minister find, 

Die Pairs⸗Kammer hat eine von 22 Einwohnern von Havre unterzeichnete 
Petition, worin um dauernde Freigebung der Elufuhr von Getreide, Vieh, und 
Pöckelfleiſch und allen der arbeitenden Klaſſe zur Nahrung dienenden Lebensmit⸗ 
tel, alſo um vollſtändige und permanente Aufhebung der darauf laſtenden Zölle, 
gebeten wird, mit großer Majorität dem Miniſter des Handels und Ackerbaues 
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zur Prüfung übetwieſen. Die Kommiſſton, welche dieſe Ueberwelſung beantragte, 


und der die Kammer ſich anſchloß, empfiehlt jedoch nur transitoriſche Gewährung 


des Geſuchs auf ſo lange, als die herrſchende Noth es erheiſche und rechtfertige. 
Ueber den Cubièresſchen Prozeß find allerlei Gerüchte im Umlauf. Die 


Union monarchique giebt zu verſtehen, daß, da jene Briefe ſchon mehrere - 


Jahre alt, ſowohl für die Beſchuldigung des Betruges als der Verleumdung der 
Miniſter, die Verjährung geltend gemacht werden würde. Der National hält 
es für wahrſcheinlich, daß man die Klage fallen laſſen werde, weil jene Briefe 
nicht vom General ausgegangen, ſondern er dieſelben blos Herrn Parmentier zu 
Gefallen geſchrieben. Der Courrier francais deutet ebenfalls au, daß der 
Pairs⸗Hof in Folge der weiteren geheimen Verzweigungen dieſer Angelegenheit ſich 
wohl veranlaßt ſehen möchte, die Rache fallen zu laſſen, wie es unter der Reſtau— 
sation bei dem berüchtigten Ouvrard⸗Prozeß der Fall geweſen. Der General fei 
übrigens der Beſtechung und des Betruges beſchuldigt; eines ven beiden müſſe 
hier der Fall geweſen fein. Habe aber eine Beſtechung ſſtattgefunden, fo müſſe 
doch wohl auch die Perſon ausfindig gemacht werden, die beſtochen worden ſei; 
ſtelle ſich freilich heraus, daß jene Briefe blos zu dem Zwecke geſchrieben worden, 
damit Herr Parmentier Actien von feinen Mitaetionairen erpreſſen könne, fo bleibe 
die Sache freilich verwerflich genug, wenn auch nicht jo arg, als hätte der Ge; 
neral die Briefe zu eigenem Nutzen geſchrieben. 

Die minifterielle Kriſis, die wir ſoeben überſtanden, konnte Nieman⸗ 
den überraſchen, der den Aufſätzen vom 1. und 15. April in der Revue nouvelle 
die gehörige Aufmerſamkeit geſchenkt hat. Aus allen dieſen Aufſätzen, die mit 
Hrn. Guizot's Vorwiſſen erſchienen, ging nur zu deutlich hervor, daß er von der 
Nothwendigkeit einer Aenderung des Kabinets wie der innern Politik durchdrun⸗ 


gen war. 


Hinſichtlich der Veränderungen im Kriegsminiſterum meldet die Patrie noch, 
daß der Gen. Allard ſtatt des Hrn. Dechenes zum Generalſecretär oder Unter- 
Staatsſeeretär ernannt werden ſolle. 

In der geſtrigen Sitzung der Deputirten kammer nahm Hr. La cave 
Laplagne das Wort, um ſich gegen einen Angriff des Commiſſionsberichts auf 
ſeine Verwaltung als Finanzminiſter zu vertheidigen, worauf beſchloſſen wurde, 
daß der Bericht noch einmal an die Commiſſion zurückgehen ſolle. Geſtern Nach- 
mittag, während der Sitzung, erhielt, wie die Patrie meldet, Hr. Lacave-Lapla⸗ 
gne ein Schreiben, worin er erfucht wurde, ſich nach den Tuilerien zu verfügen. 

Die unglückliche Geſchichte mit der Anklage des Generals Cubiè res am 
Palrshofe wird vermuthlich zu keinem gerichtlichen Ergebniſſe, d. h. feiner Verur⸗ 
theilung des Angeſchuldigten führen. Die Regierung wollte ein moraliſches Re⸗ 
ſultat erzielen, indem ſie ſich beeifert zeigte, die Corruption zu verfolgen und zu 
beſtrafen, wo immer dieſelbe ſich wirklich finde. Es erinnert dieſer Proceß an 
manche andere 


che ein ſehr ernſtes ſociales Uebel. Es iſt aber gut, daß 
Scandale an den Tag kommen. Sie liefern Mittel zur Heilung eines offenen 


Schadens, an die zu denken hohe Zeit iſt, wenn man es noch vermag. Es wird 
dabei zu einer Reaction kommen, die zu lächerlichen Uebertreibungen und Recht- 
ſchaffenheitskomödien führen wird. : 
Die Gazette des Tribunaux meldet, daß in gewiſſen Theilen der Norman 
die und auch anderwärts die Speculanten bereits den Ertrag der nächſten Erudte 
im Voraus aufkaufen; fie erinnert zugleich die Käufer und Verkäufer daran, daß 
dies Treiben, welches die Kornpreiſe auf ihrer Höhe erhalten müſſe, geſetzlich ver: 
boten ſei und mit Gonfiscation des auf ſolche Weiſe verkauften Korus beſtraft 
werde. 

Einer Zeitungsnachricht zufolge wird der 76jährige Vicomte v. Chateaubriand 
die 73jährige Mme. Recamier heirathen. 

In Cherbourg entzündete ſich am Bord der Dampf-Fregatte Gomer am 1. 
Mai während der Salven zu Ehren des K. Namenstages eine Kanone, als ſie 
eben vorgezogen wurde, tödtete einen Kanonier und riß einem andern den Arm 
weg. — Der berüchtigtſte Gauner und Verbrecher Frankreichs, der famoſe Lon⸗ 
dais, iſt abermals, und zwar aus dem Bagno von Breſt entflohen. 

Hr. Epnard, der berühmte Phithellene, ſoll ſich nach Griechenland eingeſchifft 

aben. 
h Der Gen. Espartero hat der Königin Iſabella ein ſehr ergebenes Schreiben 
überſendet, in welchem er um feine Rückkehr nach Spanien nachſucht. 

In den Hafen von Marſeille find, wie der heutige Moniteur meldet, in 
den zwei Tagen des 7ten und Sten d. M auf 60 Schiffen 147,577 Hektoliter 
(11 Hettoliter find ungefähr 20 Scheffel) Korn und über 23,000 Hektoliter 
Hafer eingegangen. 5 

Der Scheriff Bu Maſa, ehemaliger Inſurrektions⸗Chef des Dahara-Gebit— 
ges, hat geſtern, vom Capitain Richard begleitet, eine Audienz beim Herzoge von 
Nemours gehabt, zu dem er ſich ſehr ſcheichelhaft über die Großmuth der Frau— 
zoſen äußerte. 

Ihre Durchlaucht die Frau Fürſtin von Liegnitz befindet ſich gegenwärtig in 
Lyon. 

Spanien. 
Madrid, den 7. Mal. Die men ernaunten Senatoren von der progrefil- 
en Partei haben der Königin aufgewartet, um derſelben ihre Ergebenheit für 
den Thron und die Perſon der Majeſtät auszuſprechen. Iſabella gab ihnen eine 
freundliche Antwort zurück und ließ fie zum Handkuß zu. 

Von den Progreſſiſtiſchen Congreß mitgliedern feierten 40 den 2. Mai als Jah- 

decstag des erſten Aufſtandes gegen die Franzoſen im Jahre 1808 mit eis 
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nem Banket, bei welchem Hr. Olozaga den Vorſitz führte. Nach den loyalen 
Toaſten auf die conſtitutionelle Königin, die Unabhängigkeit und Freiheit des Va⸗ 
terlandes, die Opfer des 2. Mai, folgten andere auf die Einigkeit der Progreſſi⸗ 
ſten, die baldige Nückkehr der, der Königin ergebenen Ausgewanderten, den Hers 
zog v. Victoria, die Verbeſſerung der Lage des Volkes. Hr. Olozaga gelobte un- 
ter Hinweiſung auf die angeblichen Auſchläge gegen die Prärogative der conſtitu⸗ 
tionellen Königin Gut und Blut der Progreſſiſten zu ihrer Vertheidigung. g 

Im Mittelländiſchen Meere iſt ein Amerifanifcher Kauffahrer von einem Me— 
rikaniſchen Kaper oder Kriegsſchiffe genommen worden. Am 6. Mai lief in Bar⸗ 
celona die Mexikauiſche Kriegsfeluke Unico von einer Kanone und 34 M., Kapi⸗ 
tain Don Lorenzo Siſa, ein; dieſelbe führte als Priſe die Amerikaniſche Corvette 
Carmelita von 198 Tonnen, Kap. J. Littlefield, mit ſich, welche mit einer Kaffeela⸗ 
dung von Ponce nach Trieſt beſtimmt war und in den Gewaͤſſern von Jviza 
von dem Mexikaner aufgebracht wurde. Auf Vorſtellung des Amerikaniſchen Con⸗ 
ſuls haben die Behörden von Varcelona beſchloſſen, die beiden Schiffe nicht aus 
dem Hafen zu laſſen, bis nicht weitere Weifungen von Madrid eingetroffen ſiud. 
In Barcelona war man der Meinung, daß die Spaniſche Regierung ſich nicht 
getrauen werde die Priſe zu condemniren, daß ſie aber dem Mexikaner geſtatten 
werde mit feiner Beute zu gehen wohin er will. Ein Amerikaniſches Kriegsſchiff 
fehlt in jenen Gewäſſern, ſonſt würde dem Unico fein Raub bald wieder abge⸗ 
jagt fein. Der Engliſche und der Franzöſiſche Conſul in Barcelona erklären, 
daß man es in ihren Ländern ebenſo halten werde, der Mexikaner kann alſo ſeine 
Priſe weder in Spanien, noch in Frankreich, noch in Gibraltar condemniren laſ⸗ 
ſen, und es iſt daher zu fürchten, daß er auf hoher See die Amerikaniſche Mann⸗ 
ſchaft niedermachen und Schiff und Ladung irgendwo an der Afrikaniſchen Küſte 
verkaufen wird. Denn dieſe Leute ſind nicht viel beſſer als Piraten. 

Th a uk 1 

Konſtantinpel, den 28. April. (Allg. Zeit.) Die Griechiſch⸗Türki⸗ 
ſche Differenz iſt hier immer noch im Vordergrund. Sie tritt ganz neue⸗ 
ſter Zeit, d. i. ſeit dem Eintreffen direkter Nachrichten aus St. Petersburg, in 
eine dem Beſtand des Miniſteriums Kollettis höchſt bedrohliche Phaſe. Bin ich 
anders recht unterrichtet, jo ſtanden ſich bisher in den zur Vermittelung des Zwiſis 
von den Repräſentanten der Großmächte hier angeſtellten Berathungen die Anſichten 
des Frauzöſiſchen Botſchafters und des Engliſchen Miniſters ſchroff gegenüber, die 
Repräſentanten Oeſterreichs und Preußens riethen zum Frieden um jeden Preis, 
nur Rußland ſchwieg in der Perſon ſeines Geſandten. Dies Stillſchweigen hat 
nun vor wenig Tagen zur großen Freude des Diwans aufgehört. Das Ruſſiſche 
Kabinet mißbilligt den Vorgang am Athener Hofe in ſehr entfchiedener Weiſe und 
gewährt der Pforte bei Verfolgung ihres Rechts auf Genugthuung feinen morali⸗ 
ſchen Beiſtand; es ſoll ſogar ſo weit gehen, Herrn Kolletis daran erinnern zu laſ⸗ 
ſen, daß Rußland das Griechiſche Gebiet zwar gewährleiſtet habe, aber ſeine Ge— 
währleiſtung nicht für den Fall bindend halte, wenn Letzteres durch eigenthätigen 
Angriff auf das Gebiet einer benachbarten Macht feine eigene Exiſtenz gefährde. 
Dieſeibe Sprache hat Lord Palmerſton bereits geführt. Seine Worte waren dem 
Diwan hinreichend geweſen, um auf dem bekannten Verlangen einer Genugthu⸗ 
ung für die Herrn Muſſurus zugefügte Kränkung, zu beſtehen. Nun fällt noch 
die ganze Wucht Ruſſiſcher Meinung in dieſelbe Wageſchale. 5 


Griechen land. 


Athen den 2. Mai. (Nürnb. Kort.) Die Kammer it am 26. April unt 
11 uhr Morgens aufgelöft worden. Den Deputirten der Oppofition „welche 
die natürliche Veranlaſſung zu dieſem Schritte waren, kam er ganz unerwartet; 
fie hatten gehofft, der König würde eher Kolettis den Abſchied geben und ſelbſt 
das ganze erſt vor wenigen Stunden gebildete Miniſterium entlaſſen, als die 
Kammer auflöſen. Unmittelbar nach der Auflöſung wurde ein miniſterielles 
Rundſchreiben erlaſſen und durch Eilboten in Tauſenden von Exemplaren in alle 
Provinzen entſendet, eine Proklamation des Minifterinms an das Volk, worin 
die Gründe auseinandergeſetzt werden, durch welche das Miniſterium in die Lage 
verſetzt worden, die Kammer auflöfen zu müſſen. Am folgenden Tage wurden 
ſchon die Vorarbeiten zu den Wahlen in der Hauptſtadt angeordnet. Entlaſſun⸗ 
gen in den höhern Regionen der Beamten konnten nicht ausbleiben; die Regierung 
iſt genöthigt, jede abweichende politiihe Meinung aus dem Staatsdienſte zu ent⸗ 
fernen, da jedes Individuum ihre Thätigkeit zu lähmen im Stande iſt. Aus den 
Provinzen lauten die Nachrichten günſtig; die Ernennung der neuen Miniſter und 
die Auflöfung der Kammer wurde ruhig hingenommen. Die Oppoſition hielt im 
Laufe der Woche mehrere Zuſammenkütufte, in welchen ein Protokoll aufgenommen 
wurde, des Inhalts, daß die Oppoſition als letzte Majorität gegen die Auflöfung 
der Kammer proteſtire. 

Vor zwei Tagen kam ein Ruſſiſches Dampfboot hier an, welches neue In⸗ 
ſtruktionen für den Ruſſiſchen Geſandten aus Konſtantinopel mitbrachte. Obgleich 
der Inhalt derſelben unbekannt iſt, ſo hat doch im Allgemeinen verlautet, wie 
die Pforte damit umgehe, die Konſequenzen der Unterbrechung ber diplomatiſchen 
Beziehungen ins Werk zu ſetzen. Geſtern kam auch ein außerordentliches Franz 
zoͤſiſches Dampfboot von Konſtantinopel, welches dem Vernehmen nach den Grie⸗ 
chiſchen Geſchäſtsträger in Konftantinopel, Herrn Argpropolos, an Bord haben 
ſollte. Auf jeden Fall hat es dienſtliche Nachrichten gebracht, die unſeren Hoffe 
nungen wenig entſprechen. Die Türkiſche Regierung wird in wenigen Tagen 
alles das in Vollzug ſetzen, womit fie bei Unterbrechung des diplomatiſchen Ver⸗ 
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kehrs gedroht hat. Den Griechiſchen Konſuln wird im ganzen Türkischen Reiche 
das Exequatur entzogen, die Küſtenſchifffahrt den Griechiſchen Schiffern unterſagt, 
die Einfahrt in die Dardanellen den Griechiſchen Schiffen erſchwert, den Griechi— 
ſchen Kaufleuten ihre Magazine geſchloſſen werden ie. Es wird auf dieſe Weile 
den in der Türkei lebenden Griechen nichts übrig bleiben, als wieder Türkiſche 
Unterthanen zu werden. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Berlin. Der fo überaus fruchtbare Blüthen ind Blumen ſpendende Mai 
hat uns am Morgen des 14. d. in aller Frühe ein ſehr ſtarkes Gewitter gebracht, 
das von einigen heftigen Schlägen begleitet war. So viel uns bekannt geworden, 
hat der Blitz zwei Mal eingeſchlagen, einmal in den Garten des K. Kriegd-Mi- 
niſteriums, in einen Lindenbaum, zum andern zwiſchen 3 und 4 Uhr in das be⸗ 
wohnte Hintergebäude Dresdnerſtr. 15. Hier find (wunderbarer Weiſe) Men: 
ſchen nicht getödtet, obwohl ein Formſtecher S., in deſſen Wohnung der Blitz 
zündete, am linken Arme und der rechten Seite, jedoch nur unbedeutend verletzt 
ward. An den Gebäuden iſt der angerichtete Schaden ebenfalls nicht erheblich. 

Das Juſtiz-⸗Miniſterialblatt vom 14. Mai meldet: Dem Juſtiz-Kommiſſarius 
und Notarius, früheren Ober-Landesgerichts-Rath Crelinger iſt die nachgeſuchte 
Entlaſſung von feinem Amte als Juſtiz-Kommiſſarius und Notarius ertheilt worden. 

Die Dorfzeitung meldet: Schon ſeit längerer Zeit wandert ein Herr Seifert 
in Thüringen und Franken umher und ſammelt Beſtellungen auf Familien- 
wappen. Er verſichert, er habe von dem Rath der Stadt Leipzig den Gebrauch 
eines allgemein Deutſchen Wappenbuches um große Summe gepachtet, und da— 
raus nehme er die Familienwappen. Wer zahlt nicht gerne einen oder ein Paar 
Thaler für ſein Wappen, das in der Regel noch dazu ein adliches iſt? So iſt 
das Unternehmen eine gute Speculation, und es ſollen Theilhaber des Wappen— 
geſchäfts durch ganz Deutſchland reiſen. Es fragt ſich nun, was iſt's mit dem 
Wappenbuch und der Verpachtung des Stadtraths zu Leipzig? 

Etwa 1500 Weiber, die in den drei größten Flachsſpiunereien zu Leeds 
mit Haspeln ıc. beſchäftigt waren, haben ihre Arbeit aufgegeben und feiern jetzt, 
weil ihnen die geforderte Lohnerhöhung verweigert wurde. 

: Der Maler Etty in London hat neulich für fein Gemälde Jeanne d'Are 
die Summe von 2500 Guineen erhalten. 

Brod⸗Surrogate. — Außer Queckenwurzeln, womit mehrere günſtige 
Verſuche zum Brodbacken in Verbindung mit Mehl gemacht worden, haben noch 
einige andere verwandte Produkte, fo unter andern Wrucken, eine Anwendung 
der Art gefunden. Ein darüber uns vorliegender Bericht beſagt Folgendes: Hier— 
orts ſind von bäuerlichen Wirthen und kleinen Leuten Verſuche gemacht worden, 
Wrucken, ſtatt früher die Kartoffeln, zum Brodbacken zu verwenden, die die als 


Stadttheater in Poſen. 
Donnerſtag den 20. Mai: Friedrich Schiller, 
oder: Die Karlsſchüler; Schauſpiel in 5 Akten 


selin de laine- Roben, Toile du 
Nord zc. in den neueſten 
aufs billigſte angeſetzten Preiſen. 


lergünſtigſten Erfolge gehabt haben, indem Refer. ſich ſelbſt davon überzeugt hat, 
daß Wruckenbrod ganz außerordentlich ſchön ſchmeckt und namentlich ganz frei von 

jedem Beigeſchmack iſt. Namentlich wird daſſelbe von dem Geſinde noch dem 

andern Brode vorgezogen. Die Wrucken werden ebenfalls unter Zuſatz eines glei⸗ 

chen Quantums Roggenmehl mit verbacken, dazu aber, wie früher die Kartoffeln, 

gerieben, hiernächſt gewäſſert, zuletzt noch heiß abgebrüht und in Tüchern aus⸗ 

gerungen, dann aber, wie ſonſt die Kartoffeln, mit eingeſäuert und verbacken. 

Es wird auf Antrag der Oeſterreichiſchen Regierung und, wenn ſich nicht 
unvorhergeſehene Hinderniſſe entgegen ſtellen ſollten, noch im Laufe dieſes Som⸗ 
mers ein poftalifcher Congreß in Dresden ſtattfinden, deſſen Zuſtandekommen be⸗ 
reits früher voreilig berichtet wurde. Eine Aufforderung dazu iſt ſämmtlichen 
Deutſchen Regierungen, desgleichen der Taxis'ſchen Lehnspoſt zugegangen. Vor⸗ 
nehmlich handelt es darum, eine Portoermäßigung durch Aufhebung der Tran⸗ 
ſitokoſten zu erreichen. Hinzugefügt kaun werden, daß bis jetzt nur von Erleich⸗ 
terungen im Briefverkehr die Rede iſt, nicht van ſolchen für Zeitungen. 

Auber iſt eben damit beſchäftigt, feine letzte Oper zu componiren. Sie wird 
ganz einſach Kosciuſzko heißen. Der Text behandelt, wie ſchon der Titel 
andeutet, eine Scene aus dem furchtbaren Drama der Polniſchen Revolution. 
Die letzte Arbeit des großen Meiſters ſoll ein würdiges Seitenſtück zur Stummen 
von Portiei werden. — Wird wohl bald in Warſchau aufgeführt werden. 

Die Reiſenden Beiſele und Dr. Eiſele in den „fliegenden Blättern“ ſind 
in Heidelberg angekommen, wir ſehen auf dem hübſchen Bilde den Moment, wo 
die beiden Herren eben arretirt werden ſollen. „Arretirt“, ſagt ſtaunend der Bas 
ron Beiſele — warum denn?“ Gensd' arme: „Ich folge Ihnen ſchon zwei 
Straßenlängen und Sie haben gegen allen Gebrauch weder Laternen eingeworfen 
noch geſchrieen. Sie ſind daher verdächtig, in ein ſtillſchweigendes Komplott 
verwickelt zu ſeyn, deſſen Zweck iſt, die öffentliche Gewalt zu foppen.“ — Bei⸗ 
ſele: „Und wenn wir nun Laternen eingeworfen und geſchrieen hätten?“ — 
Gensd'arme: „Dann wären Sie blos wegen Störung der öffentlichen Ruhe 
arretirt worden.“ 

Die Auswanderung nach dem ſüdlichen Rußland hat dieſes Jahr eine 
nie geſehene Ausdehnung erreicht. Ueber 300 Familien des Marienburger Krei⸗ 
ſes, wovon mehr als der zehnte Theil auf Tiegenhof kommt, find theils ſchon 
abgereiſt, theils rüſten ſie ſich dazu. i 

In Wien ließ der Gatte einer bekannten Sängerin dieſer einen Lorbeerkranz 
zum Abſchiede durch einen Stiefelputzer auf die Bühne werfen. Der Menſch wurde 
von der Polizei verhaftet, weil ſein Unternehmen Unruhe bewirkte und man ihn zu 
prügeln begann. Einige Tage darauf erſchien in einem Blatte parodirt der Ab⸗ 
ſchied der Sängerin, worin ſie ſich auch dem Stiefelputzer mit den Worten em⸗ 
pfahl: „Mir gabft Du Glanz, Dir blieb die Wichfe.“ 


Börse von Bun mäden } 
Den 17. Mai 1847. Zins- "Teus.Cour 


uſtern zu den Fuss. |Brief.[Geld. 


- Staats-Schuldscheiue 


von H. Laube. (Friedrich Schiller: Herr Goppe, 
vom Theater zu Hamburg.) 


Annonce. 
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Einem hochgeehrten Publikum zeigen wir erge— 
benſt an, daß das diesjährige Pfingſt⸗Königsſchießen 
am 23ften dieſes Monats beginnt und am 30ſten d. 
Mets. endet. . 

Zugleich laden wir Schützenfreunde zu den vor— 
kommenden Geſellſchaftsſchießen ergebenſt ein. Die 
Reglements hierüber hängen von heute ab in unſe⸗ 
rem Schützenhauſe zur Einſicht aus. 

Die Vorſteher der Poſener Schützengilde. 


Güter⸗Verkauf. 


Ernſtlichen Käufern werden zwei Dominial-Güter 
zum Ankauf offerirt: das eine an der Pofener- 
Schleſiſchen Gränze mit circa 700 Morgen Arcal, 
Boden I. Klaſſe, ſchönem Schloß, Park- Anlagen 
und Garten, fo wie 600 Rthlr. jährlichen Silber: 
2500 das zweite in der Wohlauer Gegend mit 
306 Morgen Areal, beſtehend aus 3 Vorwerken, 
ſchönem Schloß, Park und Garten; erſteres zum 
Preiſe von 46,000 Rthlr., die Hälfte Anzahlung, 
letzteres für 75.000 Rıhlr. — 20,000 Rthlr. Anzah⸗ 


lung. Nähere Auskunft wird bis heute Donnerſtag 


Abend in Lauk' s Hotel de Rome, Zimmer 59. 
ertheilt, ſpäter durch den Commiſſtonair Eckart in 
Glogau. 


Das Waaren Lager 5 


von 
Herz Königsberger, 
Markt⸗ und Wronkerſtraßen⸗Ecke 91. 


Durch die von jüngſter Leipziger Meſſe 
empfangenen Waaren aufs beite aſſortirt empfiehlt 
eine ſchoͤne Aus wahl Franzöſ. Battiſte, Mous- 


? ; K iner ; Kur.- u. Neum. Schuldversehr . 30 9058 
N Von 2 eee Meſſe ſind die Berliner Stadt- Obligationen 34 93 — 
ouvaute's in Frühjahrs-Stoffen, insbeſondere eine Westprenssische Pfandbriefe . . 34 931 | 924 
reiche Collection gefertigter Modells, Braut- Grassherz. Posensche Pfandbr. | 4 — 1102 
Roben, Long-Shawls und Umſchlagetü⸗ dito dito dito | — 92 
cher, als auch Gardinen und Möbel-Stoffe Ostpreussische dito 21 — 85 
. Pommersche dito 31 =. 944 
r N e Kur- u. Neumärkische dito 954 
Ferner empfing ich Franzöſiſche ſeidene Müller⸗ Schlesische dito 31 — 967 
Gaze in allen Breiten. dito v. Staat. g. It. . 3 — — 
P. Manheimer jun. in Breslau, Prledrichsd or.. n. 13 
Ring (Naſchmarkt) No. 48. eder Goldmünzen à 5 Thlr. — 12 | 
3 — - Deemgg — 4 5 
Schöne große Oderbruch-Gerſte iſt zu haben bei Aectien. 
Jacob Briske, Breslauerſtr. No. 2. Berl. Anh. Eisenbahn Lit. 4. — | 1104 109 
— — —— — dio dio Prior, Oblig. . HuaRer) 
Im Hotel de Saxe find große Woll Niederla⸗ ape A re 4 1084 _ 
gen und bequeme Logis zu * Berlin- Potsd.-Magdeb 3 4 894 — 
G. E. Roggen. dio. Prior. Oblig. . . 4914914 
— ͤ — —ͤͤ —— — 410. RO RD Rn en. 5 101 
In urban o wo . — 010 
Freitag den 2lſten und Sonnabend den 22ften Mai: Bess. Schweid.-Freibe Eiscab. N = 58 
Großes Morgen-Konzert. Anfang zwiſchen dito. dito. Prior? Oblig.. 4 — — 
4 und 5 Uhr. Entree: à Perſon 1 Sgr. 6 Pf. Kuhn 1 RN . ae ar 4 1080 904 
2 PERRTEARL rn üss. Elb. Eisenbahn ...... 7 5 
Für Familien 3 Sgr. dio. ‚dio. Prior. Gblizg-. 57 
= ENDE VE Une HE n Magdeb- Halberstädter Eisenb. 4 — 113 
Getreide-Marktpreiſe von Poſen, Magd. Leipz. Eisenbahn „u. | = | — | — 
| Preis ee 86 
den 17. Mai 1847, Hash rare ig iedersehl.- Märk. „orig: — 
: Priorität. | 
(Der Scheſſel Preuß.) | * I bis Sr Priorität 4 1024 1 
N 9 5 4 Nied Mrk- Zug Wi e 4 u er 
Wetzen d. Schfl. zu 16 Mg.“ 4 — 171 9 de. Priorität 4)... 
Roggen dito . | 3 25 7 4l 2] 3 ob. Sehles. Eisenbahn LI. A. 4 — 1103 
e e e 2 e e eee 8 
Pas d bi | 1023 % 1) 2818 Rhein, Eisenbahn .. . — 851 
Buchweizen 210 1 21 243 do. Stamm-Prior. (voll eingez.) 4 | — 
r 4139 4/22 3 dio. die. Prior. Ohle... 4 90 — 
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(Hierzu eine Beilage.) 
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Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 20. Mai 1847. 
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Landtags- Angelegenheiten. 


Denkſchrift, die Uebernahme der Garantie des Staates für die zur 
Ablöſung der Reallaſten von bäuerlichen Grundſtücken zu errichtenden Ren⸗ 
ten⸗Banken betreffend. Die Stände der Provinzen Schleſien und Poſen ha⸗ 
ben auf den letzten Provinzial-Landtagen auf die Errichtung einer Realla⸗ 
ſten⸗Tilgungsanſtalt oder Rentenbank angetragen, worauf des Königs Maje⸗ 
flät in den Allerhöchſten Landtags-Abſchieden eine nähere Erwägung dieſer 
Anträge in Ausſicht zu ſtellen geruhten. Von den Ober-Präſidenten beider 
Provinzen find inzwiſchen dieſerhalb die geeigneten Erörterungen veranlaßt 
worden, und erſcheint danach im Intereſſe der Landeskultur und zu mehre⸗ 
rer Förderung der wohlthätigen Adſichten der Ablöſungsgeſetze die Errichtung 
ſolcher Renten⸗Vanken ſehr wünſchenswerth. Den bäuerlichen Wirthen wird 
dadurch mit der Zeit eine erhebliche Erleichterung ihrer Laſten zu Theil, welche 
dieſelben in den Stand ſetzt, nicht nur einen Theil ihrer vermehrten Ein⸗ 
künſte auf zeitgemäße Verbeſſerungen ihrer Wirthſchaft zu verwenden, ſondern 
auch zu dieſem Behuſe Kapitalien auf ihre nach dem Wegfall der Reallaſten⸗ 
Verhältniſſe im Werthe erhöhten Höhe aufzunehmen. In gleicher Weiſe wer⸗ 
den den Gutsbeſitzern, welche für die abgelöſten Real- Laſten ein Kapital in 
verkäuflichen Rentenbriefen erhalten, dadurch die Mittel gewährt, umfaſſen⸗ 
dere Meliorationen ihrer Güter zur Ausführung zu bringen, indem auch in 
ſolchen Fällen, wo die Ablöſungs-Kapitalien zur theilweiſen Tilgung vorhan⸗ 
dener Hypothekarſchulden verwendet werden müſſen, wenigſtens die Aufnahme 
von Meliorations-Kapitalien erleichtert wird. Die nach dem Reglement vom 
8. Auguſt 1836 und 9. April 1545 in den Kreiſen Paderborn, Warburg, 
Büren und Höxter, fo wie im Eichsfelde, in Wirkſamkeit getretenen Tilgungs⸗ 
Kaſſen find in dieſer Beziehung von günftigem Eofolge geweſen; ganz beſon⸗ 
ders aber hat die im Königreiche Sachſen ſeit dem Jahre 1832 befichende 
Landrentenbank ſich als eine Wohlthat für die Gutsherren wie für die bäuer⸗ 
lichen Wirthe erwieſen und den Beweis geliefert, daß auch ohne. ſo erhebliche 
Opfer der Staats⸗Kaſſe, wie ſolche nach den gedachten Reglements in den 
obengenannten vier Kreiſen und im Eichsfelde erforderlich werden, der beab— 
ſichtigte Zweck erreicht werden kann. Mit Beachtung der im Königreiche 
Sachſen befolgten Grundſätze hat der Ober-Präſident der Provinz Schleſien 
den Entwurf eines Geſetzes über Errichtung einer Landrenten-Bank für dieſe 
Provinz ausarbeiten laſſen, deſſen Zweckmäßigkeit und Ausführbarkeit von ei⸗ 
ner großen Anzahl dortiger Gutsbefiger bei einer unter dem Vorſitze des Ober⸗ 
Präfidenten ſtattgehabten Berathung im Allgemeinen anerkannt worden iſt. 
Nach dieſem Entwurfe fol die zu errichtende Rentenbank die anf den bäuer- 
lichen Beſitzungen haftenden, an die Gutsherrſchaften zu entrichtenden Laſten 
und Abgaben, nachdem ſolche in eine jährliche Rente umgewandelt find, über⸗ 
nehmen, die Gutsherrſchaften aber durch auf jeden Inhaber lautende Schuld- 
verſchreibungen (Rentenbriefe) abfinden, dieſe verzinſen und in einer beſtimm⸗ 
ten Reihe von Jahren amortiſiren, während die bäuerlichen Wirthe, nach⸗ 
dem fie durch eine beſtimmte Reihe von Jahren die Renten an die Renten⸗ 
bank entrichtet haben, von deren ferneren Entrichtung für immer befreit wer⸗ 
den. Die Möglichkeit, eine ſolche Operation ohne Zuſchüſſe aus Staats⸗ 
Fonds auszuführen, beruht darauf, daß die den Gutsherrſchaften zur Abfin⸗ 
dung auszuſtellenden Rentenbriefe mit einem geringeren Zins verzinſt werden, 
als derjenige iſt, nach welchem das Abfindungskapital der Gutsherrſchaft be⸗ 
rechnet wird. Wenn z. B. das letztere nach dem Zinsſatze von 44 Prozent, 
alſo zum 225 fachen Betrage der Rente, berechnet wird, die Rentenbriefe aber 
nur mit 4 Prozent oder mit 33 Prozent, wie für Schleſien vorgeſchlagen iſt, 
verzinſet werden, ſo gewährt die bei der Rentenanſtalt alljährlich eingehende 
Rentenſumme einen Ueberſchuß von reſp. 2 oder 8. Prozent über die zu zah⸗ 
lenden Zinſen der Rentenbriefe, welcher Ueberſchuß unter Hinzurechnung der 
Zinſen der alljährlich amortifirten Rentenbrieſe den Amortiſationsfonds, ſo 
wie die Mittel für die Verwaltungskoſten, gewährt. Die letzteren können, 
wenn die Erhebung der Renten, was ohne Nachtheil geſchehen kann, durch 


die Steuereinnehmer nachgegeben und die ſonſtigen Geſchäfte der Rentenbank— 


entweder von den ritterſchaftlichen Kredit-Inſtituten oder von den Provinzial 
Behörden gegen verhältnißmäßige Remuneration der betheiligten Beamten 
übernommen werden, nicht von ſolcher Erheblichkeit ſein, daß dem Amortiſa⸗ 
tions⸗Fonds dadurch die Mittel zur Erfüllung ſeiner eigentlichen Beſtimmung 
entzogen würden. Als unerläßlich aber zu der Ausführung der beabſichtigten 
Operationen ſtellt es ſich heraus, daß von Seiten des Staats, wie dies auch 
hinſichtlich der Schuldverſchreibungen der Paderbornſchen und der Eichsfeld— 
ſchen Tilgungskaſſe geſchehen iſt, die Garantie für die von der Rentenbank 
zu übernehmenden Verpflichtungen, alſo ſowohl für die Verzinſung der Ren⸗ 
tenbriefe, abe deren ſucceſſive Einlöſung übernommen werde, weil fonft 
dieſe Papiere beim Publikum kein Vertrauen genießen und auf dem Geld- 
markte nur mit erheblichen Verluſten gegen baares Geld umzuſetzen ſein wür⸗ 
den. Eine ſolche Garantie, welche nach ungefährem Ueberſchlage in der Pro⸗ 
vinz Schleſien für ein Rentenbrieſs⸗ Kapital von nahe an 30 Mill. Thaler 
erforderlich werden, alſo bei Ausdehnung der Renten-Anſtalten auf andere 
Provinzen ſich leicht auf eine Summe von über 100 Mill. Thaler erſtrecken 
würde, kann jedoch in der Wirklichkeit erhebliche Laſten für die Staats-Kaſſe 
nicht zur Folge haben, weil der Renten⸗Anſtalt wegen der jährlichen Renten 
ein Vorzugsrecht vor allen übrigen Hypothekar⸗Gläubigern an den verpflich- 
teten bäuerlichen Beſitzungen zusteht und daher Ausfälle an den Renten nicht 
füglich eintreten können, WIE ſolche auch im Königreich Sachſen bisher nicht 
vorgekommen ſind. Der Staat würde daher höchſtens in Fällen, wo wegen 
allgemeinen Nothſtandes ein größerer Theil der Renten bis zum Jahres⸗ 
Schluſſe nicht eingehen möchte, die Zinſen der Nenten-Briefe und die Amor⸗ 
tiſations-Quoten auf einige Zeit vorzuſchießen haben Da die Uebernahme 
einer ſolchen Garantie die Verpflichtung zu einer möglicher Weiſe aus der 
Staatskaſſe zu leiſtenden Deckung von Kapital und Zinſen begründet, fo er⸗ 
ſcheint es angemefiener, ſich dazu der Zuſtimmung des Vereinigten Landtages 
zu verſichern, bevor auf weitere Verhandlungen mit den Provinzialſtänden 
über den Erlaß des beantragten Geſetzes eingegangen wird. Es ift dabei zu 
wünſchen, daß dieſe Zuſtimmung nicht auf die Rentenbanken für die Provin- 
zen Schleſien und Poſen beſchränkt, ſondern allgemein für die Errichtung 
folder Inſtitute ertheilt werde, indem ſich vorausfehen läßt, daß aus ande⸗ 
ren Provinzen, wo ein gleiches Bedürfniß zur Ablöſung der Reallaſten vor⸗ 


liegt, darauf gerichtete Anträge eingehen werden. Wenngleich der Staatskaſſe 
aus der beantragten Garantie erhebliche Laſten nicht erwachſen dürften, ſo er⸗ 
ſcheint es doch, da es dahin ſteht, ob in allen Provinzen Landrentenbanken 
werden errichtet werden, jedenfalls aber der Umfang der Landrentenbanken in 

den verſchiedenen Provinzen ſehr verſchieden fein wird, den Grundſätzen einer 
gerechten Vertheilung entſprechend, daß jede Provinz, für welche eine Land⸗ 
rentenbank begründet wird, auch für die aus der Garantie entſtehenden La⸗ 
ſten hafte. Die Garantie wird daher von Seiten des Staats in der Art zu 
übernehmen ſein, daß wegen Erfüllung der dadurch begründeten Verpflichtun⸗ 
gen zwar zunächſt die Staatskaſſe eintreten muß, der Staatsregierung aber 
vorbehalten bleibt, wenn ſie es nach den obwaltenden Verhältniſſen für nö⸗ 
thig findet, auf die betreffende Provinz zurückzugehen und aus deren Mitteln 
im Wege einer beſonderen Beſteuerung oder ſonſt auf geeignete Weiſe die 
Deckung herbeiführen. Berlin, im April 1847. von Düesberg. i 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 14. Mai. 
Gortſetzung.) 

Abg. v. Helldorff-Bedra: Ich habe um Erlaubniß gebeten, dieſen 
Platz betreten zu dürfen, um dasjenige Intereſſe zu bekunden, was auch die 
Provinz Sachſen an der Vorlage unſerer heutigen Berathung hat. Ich habe 
mich dazu um ſo mehr verpflichtet gefühlt, als ich habe die Anſicht ausſpre⸗ 
chen hören, als ſeien es nur die Provinzen Schleſien und Poſen, welche das 
Bedürfniß der Errichtung von Rentenbanken fühlten und ſolche wünſchten. 
Auch bei uns, in der Provinz Sachſen, iſt dies der Fall, und ich kann ver⸗ 
ſichern, daß die Allerhöchſte Vorlage in der Provinz Sachſen mit dem allge⸗ 
meinften Jubel empfangen worden iſt, daß ohne alles Schwanken dieſe Vor⸗ 
lage zu den wichtigſten und glücklichſten gerechnet wird, und daß jeder Abge⸗ 
ordnete dieſer Provinz ſich unbedingt den Dank ſeiner Kommittenten verdienen 


wird, wenn er ſein Scherflein zum Gelingen dieſer wichtigen Maßregel bei⸗ 


trägt. So billige ich auch unbedingt das Veſtreben der Abtheilung, welche 
ſich bemüht hat, alle Hemmniſſe zu beſeitigen, die der möglichſt ſchnellen Aus⸗ 
führung der Errichtung von Rentenbanken entgegenſtehen könnten. Ich werde 
daher jedenfalls auch für die vorgeſchlagene Begutachtung der Abtheilung 
ſtimmen; denn mich ſchrecken die Worte: »Allgemeine Garantie des Staates“ 
in dieſem Falle nicht, und ich fühle mich in meinem Gewiſſen als Stand voll⸗ 
kommen beruhigt, wenn ich für dieſe Garantie mitſtimme. Denn der Vor⸗ 
ſchlag unſerer Abtheilung enthält in der That weiter nichts, als Folgendes 
(welches ich mir erlaube vorzuleſen), nämlich nur die Bitte an des Königs 
Majeſtät: „Allerhöchſtdieſelben mögen denjenigen Provinzen, die es wünſchen, 
die Erlaubniß geben, Landrenten-Vanken auf ihre Koften zu errichten und 
dieſe Provinzen bei dieſem Unternehmen inſoweit unterſtützen, als dem gan⸗ 
zen Staate hieraus keine weſentliche Laſt erwächſt.“ Ich kann hierbei aber 
nicht unterlaſſen, auszuſprechen, daß ich deſſen ungeachtet gewünſcht hätte, daß 
die geehrte Abtheilung ihrer Erklärung auch dieſe Form wirklich gegeben hätte, 
und zwar aus den nachſtehenden Gründen: 1) daß diejenigen beruhigt wür⸗ 
den, welche an den Worten: „Allgemeine Garantie“ Anſtand nehmen, und 
2) weil dadurch dem Gouvernement Gelegenheit gegeben geweſen wäre, den 
etwaigen verſchiedenen Bedürfniſſen der Provinz nach Bedürfniß jedesmal ab⸗ 
zuhelfen. Als ſolches will ich z. B. hier nur beiläufig eines bezeichnen, was 
hier und da hervortreten könnte, nämlich die Erlaubniß zur Ausgabe unver⸗ 
zinslicher Landrenten-Kaſſenſcheine, ſeitens der Landrenten-Banken, was viel⸗ 
leicht in denjenigen Provinzen, wo die Laſten noch ſehr hoch ſind, das ein⸗ 
zige Mittel ſein würde, den Verpflichteten ihre Laſten um ein Weſentliches 
mehr zu erleichtern, als es ſonſt möglich ſein würde. Ich ſtelle aber keinen 
beſonderen Antrag, ſondern ſtimme ganz den Erklärungen der Abtheilung bei 
und will nur die Anſicht, welche ich mir erlaubt habe, ſo eben auszuſprechen⸗ 
der Verſammlung zum beliebigen Gebrauche anheim geſtellt haben. 

Referent Frhr. v. Gaffron: Auf die Aeußerung des geehrten Redners, 
daß die Abtheilung nicht den Wunſch ausgeſprochen habe: „Se. Majeſtät der 
König möge denjenigen Provinzen, die es wünſchen, die Erlaubniß geben, 
Landrenten⸗Vanken auf ihre Koſten zu errichten) und dieſe Provinzen bei die⸗ 
fem Unternehmen infoweit unterſtützen, als dem ganzen Staate hieraus keine 
weſentliche Laſt erwächſt“, habe ich zu bemerken, daß die Abtheilung geglaubt 
hat, ſich zuvörderſt an den Inhalt der Königl. Propofition halten zu müſſen, 
und glaubte, daß es ſich nicht um die Form, nicht um das Wort, ſondern 
um das Weſen handle. Ich bemerke übrigens, daß dies ſowohl als die Aus⸗ 
gabe unverzinslicher Kaſſenſcheine nicht in dieſen Theil gehört, ſondern dort⸗ 
hin, wo von der Garantie die Rede ſein wird. Vor der Hand iſt nur von 
der Nützlichkeit und dem Rechtspunkt die Rede. f 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich bitte Ew. Durchlaucht, mir zur nächſten 
Frage wegen Uebernahme der Garantie das Wort vorzubehalten. 

Abg. Graf Zech-Burkersrode: Ich erlaube mir, hier den Wunſch 
auszuſprechen, daß dem nächſten ſächſiſchen Provinzial⸗Landtage der Entwurf 
eines Geſetzes wegen Errichtung einer Landrenten-Vank für die Provinz Sach⸗ 
ſen, mit Ausſchluß des Eichsfeldes, vorgelegt werden möge, und ich glaube, 
daß die Abg. meiner Provinz ſich dieſem meinem Wunſche anſchließen werden. 
(Viele Stimmen aus der Provinz Sachſen: Ja!) 

Marſchall: Ich glaube, es iſt nicht zu viel vorausgeſetzt, wenn ich an⸗ 
nehme, daß auf den Punkt, der zur Diskuſſton geſtellt war, nämlich über die 
Frage von der Nützlichkeit und über die Frage vom Rechtspunkt, diejenigen 
Redner, welche noch um das Wort gebeten haben, auch nicht einzugehen be⸗ 
abſichtigen werden. In dieſem Falle könnten wir die weitere Verichterſtattung 
vornehmen. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich habe mir auch noch das Wort er- 
beten über die Frage der Nützlichkeit und des Rechtspunktes. 

(Es verlangen noch zwei Redner das Wort.) 

Abg. Berein: Ich habe blos meinen Antrag über die Staats⸗Garan⸗ 
tieen anbringen wollen und verzichte einſtweilen aufs Wort; behalte mir aber 
daſſelbe vor-_ 9 

Eine Stimme: Soll die Frage über die Nützlichkeit und Rechtlichkeit 
zur Abſtimmung gebracht werden? N 

Marſchall: Ich glaube, daß in dieſem Augenblick, d. h. nach Beendi⸗ 
gung der Diskuffion, die eben im Gange ift, die Frage wohl nicht zu ſtellen 
ſein wird, ſondern daß überhaupt nur am Schluß der Berathung die Frage 
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auf Annahme des Antrages der Abtheilung zu richten ſein wird, im Fall im 
Laufe der Berathung nicht noch Vorſchläge gemacht werden ſollten, welche 
eine Abſtimmung nöthig machen. Denn in dieſem Antrage der Abtheilung iſt 
Alles zuſammengefaßt, was ſonſt Stoff für einzelne Fragen geben könnte. Iſt 
es die Abſicht des geehrten Mitgliedes, eine Frageſtellung in Bezug auf die 
Nützlichkeit der Maßregel zu veranlaſſen? 1 8 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Die Frage, ob für die einzelnen Pro⸗ 
vinzen Landrenten⸗Banken errichtet werden ſollen oder nicht, iſt eine Frage, 
die in den einzelnen Provinzen zu ordnen ft, und daher geht auch die Pro⸗ 
poſttion lediglich dahin, dort die Garantie eintreten zu laſſen, wo das Bes 
dürfniß ſich zeigt, Landrenten-Banken zu errichten. Dies kann nicht anders 
geſchehen, als im Einvernehmen mit den Provinzial⸗Landtagen. Ob Land⸗ 
Renten⸗Banken zu errichten find, bleibt den einzelnen Provinzen vollkommen 
frei, und tritt die Errichtung derſelben nur in denjenigen Provinzen ein, wo 
das Bedürfniß dazu anerkannt iſt, und iſt alſo die Frage nur die: ob dort, 
wo ſich das Bedürfniß zu erkennen gegeben hat, Landrenten-Banken zu er⸗ 
richten, eine Garantie für dieſe Provinzen zu ertheilen ſei. 

Referent: Ich wollte mir in Betreff des Rechtspunktes darauf auf⸗ 
merkfam zu machen erlauben, daß in der Abtheilung dieſer Gegenſtand erör⸗ 
tert iſt, weil ſie es für Pflicht hielt, die Verſammlung darüber in Kenntniß 
zu ſetzen und zu beruhigen, daß von Verletzung der Privatrechte bei dieſer 
Mafregel nirgend die Rede fein kann Die Abtheilung hat dieſe Frage ver⸗ 
neinen müſſen, und es gehört die Wahrnehmung der Rechte der Betheiligten 
zu den Gegenſtänden, die den Provinzial⸗Landtagen und nicht dem Vereinig⸗ 
ten Landtage zu überweiſen ſind. 

Marſchall: Nach dieſer Bemerkung werden wir wohl zum nächſten 
Punkte übergehen können. 

Abg. v. Gottberg: Durch die Art, wie Ew. Durchlaucht die Debatte 
verſchränkt haben, befinde ich mich einigermaßen in Verlegenheit. Ich ſoll 


über den Rechtspunkt nicht ſprechen, weil dieſer vor die Provinzialstandtage- 


gehört, er iſt hier aber doch erörtert, und es wird für mich immer ein Mo⸗ 
ment zur Beurtheilung der vorliegenden Frage bilden. Ob ich die Garantie 
für den Staat übernehmen ſoll oder nicht, kann ich nicht trennen von dem 
Rechtspunkte. Wenn durch eine ſolche Inſtitution die Rechte meiner Kom⸗ 
mittenten verlegt oder eine andere Klaſſe der bürgerlichen Geſellſchaft benach⸗ 
theiligt werden ſollte, ſo würde ich keine Garantie übernehmen. Ich glaube 
daher, daß der Rechtspunkt erörtert werden müſſe. . 

Marſchall: Rechtspunkt und Rechtspunkt muß unterſchieden werden. 
Es handelt ſich in dieſem Augenblick nur von dem Rechte der Verpflichteten 
und von dem der Berechtigten und von den Vortheilen, welche Beiden durch 
die Maßregel in Ausſicht geftellt iſt. 

Abg. v. Gottberg: Daß nicht die Rede davon ſein kann, daß die Rechte 
der Verpflichteten verletzt werden, brauche ich nicht auseinanderzuſetzen, denn 
ich ſehe es für die Verpflichteten als etwas Nützliches an, welches ihnen zu⸗ 
gewandt werden ſoll, aber das, was die Abtheilung auseinandergeſetzt hat, 
kann mich nicht überzeugen, daß die berechtigten Gutsbeſitzer nicht in ihren 
BR gekränkt werden. Streng genommen, haben wir nicht das 
Recht 
meine Perſon kann für meine Kommittenten darin nicht konſentiren. Ich 
betrachte die ganze Sache wie eine Bürgſchaft; — wenn ich aber eine Bürg⸗ 
ſchaft übernehmen ſoll, ſo frage ich zunächſt, welches meine Verpflichtungen 
fein werden, uud erſt dann kann ich mich darüber entſcheiden. Wenn dieſer 
Grundſatz für einen Privatmann gilt, ſo müſſen wir noch größere Vorſicht 
anwenden, wenn wir von Seiten des Staats eine Garantie übernehmen ſol⸗ 
len. Daher müſſen wir es einem anderen Landtage überlaſſen, ob und welche 
Garantien er übernehmen will, für jetzt müſſen wir eine jede ſolche Garan⸗ 
tie von der Hand weiſen, weil wir die einzelnen Modalitäten und Bedin— 
gungen, welche damit in Verbindung ſtehen, nicht überſehen können. 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Der verehrte Redner macht der Pro⸗ 
poſttion den Vorwurf, ſie ſei noch zu frühzeitig, um wiſſen zu können, ob 
und in welcher Art ſich die Verpflichtungen ſtellen und wie ſich die einzelnen 
Rentenbanken konſtituiren werden, und von welcher Art dabei namentlich die 
Verpflichtung des Staats ſein werde. Ich bemerke, daß das Weſen der Land⸗ 
rentenbanken, wie fie die Allerhöchſte Propoſttion im Auge hat, in ſeinen all⸗ 
gemeinen Grundzügen vollkommen bekannt iſt. Es iſt hingewieſen auf In⸗ 
ftitute, die theilweiſe in unſerem Staate ſchon exiſtiren und theilweiſe in be⸗ 
nachbarlen Staaten eingeführt find. Nach der Art und Weiſe, wie dieſe 
eingerichtet ſind, hat die Garantie weniger eine materielle als eine moraliſche 
Bedeutung. Es iſt alſo, wenn jest die ſtändiſche Zuſtimmung zu dieſer 
Staatsgarantie ertheilt wird, die Sache in der Lage, daß die Landrenten⸗ 
Banken, ſowie die einzelnen Provinzial-Landtage das Statut feſtgeſtellt und 
eingereicht haben, ſogleich in Wirkſamkeit treten können, während ſie ſonſt 
noch längere Zeit ausgeſetzt werden müßten. Da dieſe Berathung über die 
Landrenten Banken nothwendigerweiſe auf den Provinzial-Landtagen ſtattfin⸗ 
den muß, wo alle verſchiedenen Intereſſen vertreten ſind und alle verſchiedenen 
Intereſſenten gehört werden, ſo folgt daraus, daß das Inſtitut nur zu Stande 
kommen kann auf dem verfaſſungsmäßigen Wege, unter Berückſichtigung und 
Feſtſtellung der Rechte und Pflichten der Bethelligten; wo dieſes geſchehen, 
kann von einer Verletzung der Rechte nicht mehr die Rede ſein. Da die 
Landrenten-Banken nach den Prinzipien, wie man, fie hier im Auge hat, volle 
Sicherheit gewähren und es nur darauf ankommt, den Rentenbriefen einen 
ſtcheren Cours zu geben, fo glaube ich, daß die hohe Verſammlung in der 
Lage iſt, daß ſte ſich gegenwärtig darüber ausſprechen kann. 

Marſchall: Ich wollte nur klar ſtellen, daß aus dem, was wir bis⸗ 
her von den meiſten Rednern gehört haben, ſich eben ſo gut wie aus dem 
Abtheilungs⸗Gutachten ſelbſt die Ueberzeugung entnehmen läßt, daß die bei⸗ 
den Fragen, die uns hier befhäftigen, ganz beſonders die Provinzial-Land⸗ 
tage wieder beſchäftigen werden, und daß fie eigentlich Sache der Provinzials 
Landtage find, und wenn von den Rednern, die ſich gemeldet haben, nicht 
darauf beſtanden wird, auf Spezialitäten einzugehen, ſo können wir wohl 
zum Nächſten übergehen. 

Abg. v. Wolff⸗ Metternich: Durchlauchtigſter Marſchall! Wenn 
irgend eine Maßregel der Regierung mehr als eine andere einer- willfährigen 
Aufnahme im Lande verſichert fein darf, ſo iſt es eine ſolche, die ſich in der 
Erfahrung bereits erprobt hat. Dies ifl mit den Landrenten = Banten im 


zu ihrem Nachtheile irgend etwas zu bewilligen, ich wenigſtens für 


höchſten Maße der Fall. Nicht zu gedenken, daß das Inſtitut der Landrenten⸗Banken 
in dem Königreiche Sachſen ſich als überaus erſprießlich bewährt hat, ſo haben wir 
auch bereits die erfreulichſten Analogicen in unſerem Lande ſelbſt, im Fürſtenthum 
Eichsfeld, in der Grafſchaft Wittgenſtein und in den Fürſtenthümern Paderborn 
und Corvey aufzuweiſen, welche ſich als durchaus zweckmäßige Einrichtungen 
bewährt haben. Was den Rechtspunkt anbetrifft, von welchem von verſchiedenen 
Seiten die Rede geweſen iſt und worauf von Seiten eines geehrten Mitgliedes aus der 
Provinz Pommern hingewieſen iſt, fo muß ich bemerken, daß die Frage, ob durch die 
Ablöſung der Reallaften unter Vermittelung von Rentenbanken oder Tilgungs⸗ 
kaſſen, welche für die einzelnen Provinzen etwa entworfen werden möchten, eine 
Rechtsverletzung eintritt oder nicht, ſich lediglich nach den Modalitäten be⸗ 
ſtimmt, unter denen nach Maßgabe des Zuſtandes der einzelnen Provinzen 


die Reglements ausgearbeitet werden. Das iſt aber eine Frage, die nicht 


hier ihre Erledigung finden kann, ſondern bei den Berathungen Provinzial⸗ 
Landtage. Was die Garantiefrage anbetrifft, ſo haben Se. Durchlaucht der 
Herr Marſchall dieſe einer beſonderen Diskuſſion zugewieſen; ich muß mich 
daher enthalten, hier darauf einzugehen, und erlaube mir das Wort darüber 
zu nehmen, wenn dieſe Frage an die Reihe kommt. 

Abg. v. Saucken: Ich möchte aber hier zur Abkürzung der Berathung 
auf einige Bedenken zurückkommen, die ich in dieſer Verſammlung habe laut 
werden hören. Laut kann ich zwar nicht ſagen, daß ſie geworden ſind, aber 
für mich waren ſie laut zu vernehmen. Es iſt 1) das Bedenken, ob das 
Geſetz unbedingt auf alle Königlichen Provinzen ſich ausdehnt; ich fage ent⸗ 
ſchieden ja. Aber es iſt im Geſetz nicht beſtimmt ausgedrückt und ich werde 
mir vorerſt eine Anfrage an den Königl. Herrn Kommiſſar erlauben, ob ſich 
nicht von ſelbſt verſteht, daß ſich das Geſetz auf alle bezieht. 

Landtags-Kommiſſar: Ich glaube, daß die Frage hier nicht bes 
antwortet werden kann, indem es durchaus von den mit den einzelnen Pro⸗ 
vinzen zu berathenden Reglements abhängt, in welchem Umfang die Landes⸗ 
Renten⸗Banken ins Leben treten ſollen. Uebrigens ſehe ich durchaus keine 
Veranlaſſung, von Seiten der Regierung dem Wunſche entgegenzutreten, daß 
die Wohlthat der Königlichen Land-Renten-Banken auch auf die Domainen⸗ 
na 288 werde. f 

Abg. v. Saucken: Nachdem ich die Auskunft fo erhalten, wie i e 
erwarten durfte, ſo komme ich auf ein anderes ieee A 
jetzt eine beſtimmte Rente von feinen Domainen-Einſaßen. Diefe fol nun ka⸗ 
pitalifirt werden. Nun iſt die Frage, in welcher Weiſe wird die zu allen 
Zeiten eingehende Rente oder Abgabe, die ihm auch kapitaliſirt wird, für 
den Staat geſichert. Das iſt die zweite Frage, welche für mich Bedenken 
hat. Wenn ich Aufklärung über dieſen Punkt habe, ſo finde ich weiter Be⸗ 
denken für die Majorats-Güter. Sind Schulden vorhanden, dann allerdings 
können die Beſitzer deren abtragen. Sind aber keine vorhanden, dann wird 
den Beſitzern das Kapital etwa zu Meliorationen abgegeben. (Widerſpruch 
von mehreren Seiten.) Es iſt in der Abtheilung gefagt worden, durch die 
Hebung der Wirthſchaft, durch die Verwendung des Kapitals in die Wirth⸗ 
ſchaft wird der Ertrag eben ſo gut hevorgerufen werden; alſo hier werde 
wieder eine Beeinträchtigung der Erfolge eintreten. Das will ich dahinge⸗ 
ſtellt fein laſſen. Ich komme auf einen anderen Punkt. Der geehrte Herr 
Finanz⸗Miniſter hat uns geſagt, daß dieſe ganze Maßregel hier nur infoweit 
berathen werden dürfe — wenigſtens folgere ich dies daraus — als die Sache 
die Garantie betrifft. Ich habe allerdings aus dem Gutachten erſehen, daß 
wir uns nicht weiter erklären können, denn über die nähere Veſtimmung und 
die weitere Annahme über die Renten-Banken ſollen wir gar nicht berathen, 
ſondern zurückgeführt werden zu den Provinzial-Landtagen. Erſt wenn die 
Provinzial⸗Landtage für ihre Provinzen zupaſſende Anträge machen, dann 
konnen fie nur ins Leben treten. Wir können alſo, ſo wünſchenswerth es 
auch für einige Provinzen iſt, durch einen heute gefaßten Beſchluß doch nicht 
einmal eine Beſchleunigung der Sache herbeiführen. So fehe ich die Sache 
an. Alſo fie kommt an die Provinzial⸗Landtage. Dieſe prüfen, ſetzen feſt 
und reichen ein. Nun iſt geſagt worden, das Juſtiz⸗Gouvernement wird Bes 
denten tragen oder nicht auf die Sache eingehen, bevor nicht der Vereinigte 
Landtag ſich ausgeſprochen hat. Worüber ſoll er ſich ausſprechen? Ueber 
die zu übernehmende Garantie? Dieſe Garantie iſt aber mehr als eine mo⸗ 
raliſche hingeſtellt worden. Wenn das iſt, ſo muß ich wieder fragen, ob wir 
im Stande ſind, eine Garantie zu übernehmen, deren umfang wir nicht 
überſchen können. (Es wird unruhig im Saale.) Dieſer Gegenſtand iſt 
von mehreren Rednern berührt worden; es wird alſo auch mir geſtattet fein. 
Ich bin der Meinung, daß wir eine Garantie übenehmen, die ins Ungewiſſe 


geht. Ob es ſich hier um zehn oder um hundert Millionen handelt, darüber 


haben wir keine Gewißheit. Ich glaube alſo, daß wir eine ſo unſicher hin⸗ 
geftellte Garantie nicht übernehmen können. Iſt es aber eine Garantie, bei 
welcher die Mitgarante des Landtags nothwendig iſt, dann muß ich fagen, 
könnte ich nur dann für ihre Gewährung ſtimmen, wenn ſie in einer beſtimm⸗ 
ten Summe ausgeſprochen wird. 

Marſchall: Zunächſt hat nun der Referent und dann der Abgeord- 
nete Hanſemann das Wort. 

Referent: Wenn der verehrte Redner aus Preußen vorhin bemerkte, 
daß die Verpflichteten keine baaren Mittel, kein Kapital erhalten und dadurch 
der Grund widerlegt ſei, daß ſie dadurch in ihrem Eigenthum emporgehoben 
werden, ſo erlaube ich mir zu bemerken, daß das Inſtitut der Renten⸗Van⸗ 
ten dadurch, daß die Laſten ſucceſſive getilgt werden, auf die Hebung des 
Grund⸗Eigenthums inſluirt, wie ſich dies in Sachſen und Paderborn hiſto⸗ 
riſch herausgeſtellt hat. 
ich mir vor. i 

Marſchal: Ich muß wiederholt bemerken, wie ſehr wünſchenswerth es 
iſt, daß man ſich an den Gegenſtand der Beralhung halte. Es erhalten nun 
der Reihe nach das Wort die Abgeordneten Dittrich, Meviſſen, König, und 
zur Beruhigung der Letzteren ſei es geſagt, daß nach ihm noch neun andere 
Redner angemeldet find. (Heiterkeit. 

Abg. Dittrich: Die Frage, ob Landrenten-Banken zu errichten find, 
habe ich in der Allerhöchſten Botſchaft mit der größten Freude als bejaht an⸗ 
geſehen. Ich halte die Errichtung der Landrenten-Banken nicht blos für nütz⸗ 
lich. ſondern auch für nöthig, deshalb, weil die mißlichen Verhältniſſe, wel⸗ 
che bisher zwiſchen Guthsherren und Inſaſſen obgewaltet haben, dadurch ſich 
heben laſſen, weil alſo der moraliſche Standpunkt vor Allem ſehr berückſichtigt 


Das Weitere über die Garantie zu ſprechen, behalte 


— 
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iſt. Es iſt dagegen eingewendet worden, daß 1) nicht alle Provinzen bethei⸗ 
ligt ſind; 2) iſt die Frage aufgeworden worden, ob auch die Städte dabei 
betheiligt ſind. In Beziehung auf den erſten Punkt erlaube ich mir die 
Bemerkung, daß vielfach hier geſagt worden iſt, daß, wenn auch nur einzelne 
Provinzen betheiligt find, wir die Itio in partes nicht lieben, ſondern daß 
das die Gefammtheit angehe. Darum bin ich der Meinung, daß, wenn auch 
für den Augenblick nicht alle Provinzen betheiligt find, ſte betheiligt werden können, 
und daß für den Fall doch diejenigen Provinzen von der Verſammlug zu berückſichti⸗ 
gen ſind, die dabeiſzunächſt betheiligt find. Den zweiten Punkt, in Betreff der 
Städte anbelangend, bin ich der Meinung, daß die Städte weſentlich betheiligt ſind, 
als Berechtigte und als Verpflichtete; denn viele Städte haben Güter und ſind inſo⸗ 
fern als Berechtigte betheiligt, viele Städte ſind überdies als Verpflichtete betheiligt. 
Abg. Meviſſen: Ich kann den Provinzialſtänden unſeres Landes nicht 

das Recht zuerkennen, Rechte, die bereits erworben find, eine Ablöſungs⸗ 
Ordnung, die einmal feſiſteht, durch ihre Beſchlüſſe zu ändern. Ich glaube, 
daß ein ſolches Recht nur von einer reichsſtändiſchen Verſammlung, nur in 
ſehr dringenden Fällen ausgeübt werden darf, wenn bereits erworbene Rechte, 
welche auf anerkannten Grundlagen beruhen, in Frage geſtellt werden ſollen. 
Ich muß alſo in Beziehung auf die Rechte der Berechtigten erklären, daß ich 
mit den Motiven des Gutachtens nicht einverſtanden ſein kann. In welcher 
Weiſe ich die Nützlichkeit des Geſetz-Entwurfs näher zu begründen gedenke, 
an welche Bedingungen ich dieſe Nützlichkeit geknüpft erachte, werde ich mir 
erlauben, ihnen zu fagen., ſobald wir zur Berathung der zu bewilligenden 
Staats⸗Garantie übergehen. 
Referent: Der Schutz, 
vinz ſo eben den wohlerworbenenen 
wird gewiß äußerſt dankbar anerkannt werden. 
zu bemerken, daß der Fall etwas anders liegt, als er dort dargeſtellt worden 
iſt. Es iſt nicht die Rede davon, daß man den Provinzial⸗Landtagen ein 
Recht einräumen könnte, dergleichen wohlerworbene Privatrechte, von welcher 
Art fie immer fein mögen, anzutaſten. Dieſes Necht wollen wir den Provin⸗ 
zial⸗Landtagen auch keinesweges einräumen. Wenn aber auf den Provinzial⸗ 
Landtagen die Vertreter der Betheiligten, die ſehr wohl ihre Verpflichtungen 
gegen ihre Kommittenten und die Bedürfniſſe des Landes kennen gelernt has 
ben, davon durchdrungen find, daß es im Vortheil ihrer Kommitienten und 
ihres Standes liegt, daß ſie eines Theils ihrer Rechte ſich freiwillig begeben, 
To iſt das kein Eingriff in die Rechte der Privaten. 0 
Abg. Meviſſen: Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß ich 
nicht glaube, daß die Rechte einzelner Perſonen durch die Vertreter derſelben 
auf dem Provinzial⸗Landtage unbedingt alterirt werden können 

Abg. König: Soll dem bäuerlichen Hofbefiger geholfen und dem Staat 
ein kräftiger Bauernſtand erhalten werden, ſo iſt demſelben ein richtiger Kre⸗ 
dit durch Errichtung eines Kreditinſtituts zu verſchaffen. Der Mangel eines 
richtigen Kredits, das iſt die Krankheit, das iſt die Urſache zur Schwäche und 
zum theilweifen Untergange des für den Staat jo wichtigen Standes in eini⸗ 
gen Provinzen der Monarchie. Da Petitionen wegen Errichtung eines Kre⸗ 
dit⸗Inſtituts für Ackerbeſitzungen der Landgemeinden dem hohen Landtage 


vorliegen, ſo läßt ſich erwarten, daß dieſem Uebel Abhülfe werden wird, und 
ich nes — 42 abwarten. r 
— . mmiffarius: n i i 
über den vorliegenden Theil des Sefeg-Entwnefe ER —— — =. 
Weniges zur Erläuterung beizufügen. Zunächſt iſt der Wunſch ausgeſpro⸗ 
chen, daß das Wort bäuerliche Laſten wegfallen möge. Ich bemerke, daß 
von Seiten des Gouvernemens dagegen durchaus nichts zu erinnern iſt, ſon⸗ 
dern daß, wenn Provinzial-Rentenbanken errichtet werden, die Abſicht dahin 
geht, fie auf alle ſolche Präſtationen auszudehnen, welche nach den verſchie⸗ 
denen Ablöſungs⸗Ordnungen von 1821, 1829 und 1810 ablösbar find. Ich 
glaube, daß hierdurch die Bedenken beſeitigt ſein werden, die durch das Wort 
„bäuerliche“ hervorgerufen waren Dann aber glaube ich einige Worte hin- 
zufügen zu müſſen über das Zeitgemäße des Vorſchlags der Regierung, wel⸗ 
cher mit Unrecht mehrfach ein Geſetzesvorſchlag genannt wurde. Es iſt aber 
kein Geſetzesvorſchlag, ſondern nur die Aufforderung zu einer Erklärung an 
die Hohe Verſammlung. Für diejenigen kleinen Landestheile der Monarchie, 
in welchen bisher Land-Renten-Banten beſtehen, hat fi die Staats-Garantie 
als ein Erforderniß herausgeſtellt, wenn überhaupt davon ein Erfolg erwar⸗ 
tet werden ſollte. In einem größeren Beiſpiele, welches uns näher liegt, im 
Königreiche Sachſen, iſt die Staats-Garantie ebenfalls als ein weſentliches 
Erforderniß des Inſtituts an n worden. Es liegen aus zwei Provinzen 
. geſehe ger 
der Monarchie Anträge auf Errichtung der Landrenten-Vank durch betref- 
fende Provinzial⸗Banken vor, bekanntlich aus Schleſten und aus der Pro⸗ 
vinz, aus welcher fo. eben ein geehrtes Mitglied des Bauernſtandes (Poſen) 
ſich ſo nachdrüg ich dagegen ausgeſprochen hat. Wir haben heute gehört, 
daß eine dritte Provinz ſich dieſem Wunſche anſchließt und ſogar die Priori⸗ 
tät der Bitte in. Anſpruch genommen hat. Bei den Spezial⸗Verathungen, 
namentlich für die Provinz Schleſien, iſt gleichfalls die Meinung ausgeſpro⸗ 
chen, daß eine Staatsgarantie nöthig ſei, um den Rentenbriefen den nöthigen 
und gleichmäßigen Cours zu ſichern. Ohne nur im mindeſten die Meinung 
aufſtellen zu wollen, daß dieſe Staatsgarantie ein abſolutes Erforderniß ſei, 
ohne ſolchen Provinzen und ſolchen Landestheilen, welche der Meinung ſein 
konnten, Landrenten⸗Banken ohne Staatsgarantie zu errichten, vorgreifen zu 
wollen, hat doch das Gouvernement geglaubt, den Punkt der Garantie feſt⸗ 
ſtellen zu müſſen „um die von den betheiligten Provinzen dringend gewünſchte 
Einrichtung nicht übermäßig zu verzögern. Ich fege den Fall, daß in den 
Provinzen Schleſten, Poſen und Sachſen die Reglements berathen würden, 
die Zuſtimmung erhielten und dabei Staatsgarantie vorausgeſetzt würde, und, 
nachdem die Sache jo weit abgeſchloſſen, die Regierung der Meinung wäre, 
die Garantie nicht gewähren zu wollen, ohne die Anſicht der Vereinigten 
Stände gehört zu haben, fo könnte damit ein unbeſtimmter, nach dem jegi- 
gen Standpunkte vielleicht vierjähriger Zeitverluſt verbunden ſein. Dieſen 
bat das Gouvernement vermeiden wollen durch die gegenwärtige Anfrage an 
die hohe Verſammlung. Es iſt von einem Abgeordneten ein Bedenken ge⸗ 
nden und hervorgehoben worden, daß man nicht wiſſe, wie die Domainen⸗ 
Verwaltung die Erträge verwenden werde, die ihr aus den Ablöſungen zu⸗ 
fallen. Ich bemerke hierbei, daß es ſich nicht darum handelt, die Domainens 
Renten ablöslich zu machen, ſondern, daß fie ſämmtlich ablöslich find, daß 


den der geehrte Redner aus der Rhein⸗Pro⸗ 
Rechten der Verechtigten angedeihen ließ, 
Ich erlaube mir aber doch 


ihrer alljährlich eine bedeutende Summe abgelöſt wird, und daß die Ablöſe⸗ 
Kapitalien ihre beſtimmte Verwendung haben. Bekanntlich ſoll nach dem Staats⸗ 
ſchuldengeſetz aus den Erträgen der Domainen-Veräußerungen alljährlich eine 
Million Thaler zur Tilgung der Staatsſchulden verwendet werden. In den 
letzten Jahren, nachdem die Veräußerungen bis auf unbedeutende Abſpliſſe 
gänzlich aufgehört haben, haben die Ablöſungen jene Summe kaum noch er⸗ 
reicht. Es wäre möglich, daß, wenn in einzelnen Provinzen Landrenten⸗Banken 
eingeführt würden, jene Summe wieder bedeutend überſtiegen werden könne. 
Es iſt aber der Ueberſchuß über die Million dann beſtimmt zum Wiederan⸗ 
kauf von Domainen oder zur Entlaſtung derſelben von den ihnen ankleben⸗ 
den Servituten, die bekanntlich, namentlich bei den Forſten, von ungeheu⸗ 
rem Umfange find, und die daher noch lange Zeit Veranlaſſung bieten wer⸗ 
den, dieſe Ueberſchüſſe zu verwenden. Demnach wird in Beziehung auf die 
Domainen⸗Verwaltung durch die Einführung von Landrenten-Banken, wenn 
fie auch auf ihre Präſtantiarien ausgedehnt werden ſollten, keine Verlegenheit 
entſtehen und noch weniger eine Gefahr durch ungeſetzliche Verwendung dieſer 
Gelder zu beſorgen ſein. 

Abg. All noch: Mir find bei der Frage über die Nützlichkeit der Land⸗ 
Renten⸗Banken, und ich meinerſeits kann mich nur für die Nützlichkeit er⸗ 
klären. Meine Anſichten find hier ſchon häufig ausgeſprochen worden, und 
ich will Sie, meine Herren, nicht damit ermüden, ähnlich mechaniſch nachzu⸗ 
ſprechen. Das verehrte Mitglied aus Poſen, aus meinem Stande, hat das 
Ruſtikal⸗Grundſtück⸗Kredit⸗Inſtitut hervorgehoben. Ich ſtimme ihm darin 
bei, obgleich ich feine anderen Anfichten nicht theile. Ich will mich auch 
nicht bemühen, fie zu widerlegen, ſondern nur kurz ſagen, die Kredit-⸗Inſti⸗ 
tute find zwar nothwendig, aber es können nur die Beſttzer größerer Ruſti⸗ 
kal⸗Grundſtücke davon Gebrauch machen. Bei den Landrenten-Banken hin⸗ 
nr ſich auch der kleinſte Häusler betheiligen und daraus Nutzen her⸗ 
vorziehen. 

Abg. v. Weyher: Was die Nützlichkeit der Landrenten-Banken an⸗ 
langt, ſo iſt dafür angeführt worden, daß fie zuerſt dazu dienten, den Grund⸗ 
befig von den läſtigen Feſſeln, die ihm aus der Feudalzeit noch zum Theil 
anklebten, zu befreien. Dagegen erlaube ich mir zu bemerken, daß nach un⸗ 
ſerer agrariſchen Geſetzgebung dieſe Feſſeln wohl ganz abgelöſt ſind, denn alle 
Laſten ſind ablöslicher Natur und können in Renten umgewandelt werden, 
wo dies nicht ſchon geſchehen iſt. Eine derartige Rente begründet durchaus 
kein anderes Verhältniß, als wie jedes andere Schuldverhältniß, ich kann 
alſo darin die Nützlichkeit der Landrenten-Vanken nicht erkennen. Ich muß 
mich auch gegen die Rechtsverletzung, die darin liegen wird, wenn man den 
Provinzial-Landtagen eine ſolche Beſchlußfaſſung überlaſſen ſollte, verwahren. 

Abg. Starke: Ich habe nur erklären wollen, daß ich keinesweges für 
die Renten-Banten bin. Denn wenn man die Abſicht haben will, den Bau⸗ 
ernſtand zu heben, ſo wird er durch die Renten⸗Banken nicht gehoben, ſon⸗ 
dern nur meiner Meinung nach der Ritterſtand. Der wird dadurch gehoben, 
daß er ſofort viel Geld in die Hände bekommt. Der Bauer wird aber erſt 
nach 80 Jahren das genießen, was ihm heute verſprochen wird. Uns kann 
nur daran gelegen fein, daß wir, wenn dieſe Renten-Banken jetzt ins Leben 
treten, dieſe Kredit-Inſtitute eben fo gut bekommen, wie die übrigen. Denn 
würde dies nicht geſchehen, ſo würden wir ſo viel Papier auf den Geldmarkt 
kriegen, daß wir am Ende kein anderes hätten. Uebrigens muß ich erſt mit 
meiner Wirthſchaft aufs Reine kommen, und dann kann ich erſt meine Reus- 
ten ablöfen. Denn ſoll ich mich in Schulden fieden, um meine Renten ab⸗ 
löſen zu können? (Bravoruf von vielen Seiten.) 

Marſchall: Ich will vorläufig eine Bemerkung vorauszuſchicken. Ich 
glaube, daß, wenn noch ein Redner, der ſich gemeldet hat, geſprochen haben 
wird, dann die Berathung über den jetzigen Gegenſtand zu verlaſſen ſein wird. 
(Viele Stimmen: Ja!) Außerdem habe ich noch zu bemerken, daß, da ſich 
die Verathung fo geraume Zeit hindurch und mit entſchiedener Gegenüber⸗ 
ſtellung der verſchiedenen Meinungen bewegt hat, es wohl zweckmäßig ſein 
wird, gleich jetzt eine Abſtimmung über den Gegenſtand zu veranlaſſen, der 
uns bisher beſchäftigt hat. Es wird das ganz füglich angehen, nachdem ſich 
die Berathung ſo klar geſtellt hat, wie es mit dieſer Berathung wirklich der 
Fall geweſen iſt. Wir würden alſo nachher zur Frageſtellung kommen über 
den Gegenſtand, der uns bisher beſchäftigt hat, und die ſpätere Frageſtellung 
vorbehalten, bis zu der Zeit, wo der nächſte Gegenſtand berathen ſein wird. 

Graf v. Arnim: Eine Abſtimmung ſcheint mir doch über dieſen Gegen⸗ 
ſtand jetzt bedenklich zu fein. Man würde wohl Gelegenheit haben, fi) dar⸗ 
über nachher zu äußern. 

Abg. Sattig: Es iſt vorhin die Frage aufgeſtellt worden, ob die hieſige 
Verſammlung und die Provinzial-Landtage befugt ſeien, den Berechtigten 
Rechte zu nehmen; es ſei dies eine Rechtsverletzung, wozu kein Recht beſtehe. 
Dann hätten wir aber gar keine agrariſche Geſetzgebung, denn die Dienſte, 
die jetzt in Renten verwandelt werden ſollen, waren auch Gegenſtand von 
Rechten, und die Servituten waren alle auch privatrechtliche Verhältniſſe. 
Wir hätten alſo dann niemals eine agrariſche Geſetzgebung erlangen können, 
und dennoch wird ſie Jedermann für heilſam erklären und die Ueberzeugung 
haben, daß der Staat befugt ſei, ein ſolches Geſetz zu erlaſſen. Dann bin 
ich allerdings der Meinung, daß die Provinzial-Landtage vorzugsweiſe gehört 
werden müſſen. 5 

Marſchall: Wir können nun zur Abſtimmung kommen; (Mehrere 
Stimmen: Ja!) in der Weiſe nämlich, ob die Verſammlung in Bezug auf 
en zu errichtender Renten-Banken dem Antrage der Abtheilung 
beiſtimmt. 

Graf v. Arnim: Ich erlaube mir, das Wort über die Frageſtellung zu 
erbitten. Ich glaube, daß dieſer Gegenſtand wohl nicht ſich eignet, um durch 
eine Abſtimmung des Vereinigten Landtages in dieſem Augenblicke entſchieden 
zu werden. Wir haben von den Abgeordneten dreier Provinzen, wenigſtens 
in der überwiegenden Mehrzahl der Redner, die entſchiedene Nützlichkeit des 
Inſtituts behaupten hören, wir haben ſie von Anderen in Zweifel ziehen hö⸗ 
ren; es fragt ſich, iſt es nöthig, dieſe Zweifel hier durch ein entſchiedenes Ja 
oder Nein zu löſen und abzuſchneiden? Ich halte dies nicht für nöthig; 
denn geſetzt, wir entſchieden mit Nein, ſo wird es doch deshalb nicht rathſam 
fein, den betreffenden Provinzen die Verfolgung deſſen, was fie für nützlich 
halten, nicht offen zu laſſen, und es würden alſo die Provinzen ohne Noth 


in die Lage geſetzt, etwas nach wie vor als nützlich zu verfolgen, was der 
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Vereinigte Landtag für unnütz erklärte; geſetzt aber, wir ſagten, die Renten⸗ 
Banken ſeien nützlich, nun ſo kann es eben dann nur dazu dienen, um die 
Frage in Bezug auf die Garantie zu erleichtern; denn es wird dadurch, daß 
wir ſagen, ſie ſind nützlich, noch keine Landrenten⸗Bank ins Leben gerufen, 
noch nichts Poſitives irgendwie geſchaffen; es kann höchſtens ein Fingerzeig 
fein, wie hoch und wie niedrig das Gewicht anzuſchlagen iſt, welches man 
in die Garantie des Staates legt. Ich glaube aber, daß für dieſen Punkt 
durch eine Abſtimmung viel weniger gewonnen werden kann, als für den 
erſten Punkt verloren werden kann. * 5 

Marſchall: Ich gehe von meiner Abſicht ab, eine Abſtimmung ein⸗ 
treten zu laſſen. 7 

Graf v Arnim: Wenn ich die Frage nach ihrer Rechtlichkeit beurtheis 
len ſoll, ſo muß ich mich enſchieden dahin erklären, daß das Beſtehen einer 
Land⸗Rentenbank durchaus rechtlich fein könne, und daß, wenn man ſich da— 
hin ausſprechen wollte, es könne keine Landrenten-Vank ohne Verletzung be⸗ 
ſtehender Rechte exiſtiren, dies doch ein Ausſpruch wäre, der über alle Gren— 
zen hinausging. Dagegen muß ich mich entſchieden erkären. 

Marſchall: Wir kommen nun zur weiteren Verleſung des Berichtes. 

Referent Frhr. v. Gaffron: „Nach der Entwickelung der Gründe für 
die rechtliche Zuläſſigkeit und dir Nützlichkeit der Renten-Banken bleibt die 
Frage wegen Uebernahme der Garantie durch den Staat und der dafür ob⸗ 
waltenden Sicherheit zu erörtern. In Bezug auf dieſe Frage war der Abs 
theilung im Laufe ihrer Berathungen eine Petition des Abgeordneten Hanſe⸗ 
mann überwieſen worden, worin die Nützlichkeit der Renten⸗Banken für das 
allgemeine Staats-Intereſſe anerkannt, zugleich aber die Anſicht augeſprochen 
wird, daß den Ständen die Pflicht obliege, Staats-Garantieen wie Staats⸗ 
Schulden nicht im Allgemeinen, ſondern nur unter beſtimmten, in Geſetzen aufs 
zunchmenden Bedingungen zu bewilligen. Nur auf dieſe Weiſe würde es dem 
Lande klar, welche Verpflichtungen die Stände für daſſelbe eingehen, und 
würde den letzteren die ihnen geſetzmäßig zuſtehende Kontrolle, ohne daß dar⸗ 
über bedauerliche Konflikte und Conteſtationen entſtehen, dauernd geſichert. 
Daher beantragt die Petition: der Vereinigte Landtag möge Allerhöchſten 
Orts die Bitte vortragen, zur Vervollſtändigung der vorliegenden Propoſi⸗ 
tion, die Uebernahme der Garantie des Staats für die Renten-Banken be⸗ 
treffend, einen Gefeg-Entwurf vorlegen zu laſſen, in welchem die näheren Be— 
ſtimmungen wegen dieſer Staats-Garantie enthalten ſeien, und zwar insbeſondere 
a) das Maximum des Geſammt-Kapaitls, für welches die Garantie gefor⸗ 
dert wird, wenn möglich für jede Provinz beſonders; b) das Maximum des 
brozent⸗Satzes, zu welchem die von den Belaſteten zu zahlende Annuität 
Kuoeſteut werden könne; c) das Maximum der Zeitdauer der zu übernehmen— 
Garantie; d) die Bedingungen der von den einzelnen Provinzen zu überneh⸗ 
menden Garantie; e) eine Beſtimmung, daß der allgemeinen Stäude-Ver⸗ 
ſammlung bei ihrem jedesmaligen Zuſammentritt der Nachweis darüber ge⸗ 
geben werde, welche Garantie und in welcher Art der Staat ſolche in Folge 
des zu vereinbarenden Geſetzes gegeben hat, und um wie viel und wie dieſe 
Garantien fucceffive erlöſchen. Schließlich wird in der Petition der Abdruck 
des Sächſiſchrn Rentenbank⸗Geſetzes und deſſen Vertheilung an ſämmtliche 
Mitglieder des Vereinigten Landtages beantragt, womit die Abtheilung ſich 
vollſtändig einverſtanden erklärte. Die Prüfung der Petition wurde den Be⸗ 
rathungen über die zu bewilligende Staats-Garantte angereiht und in das 
Gutachten aufgenommen. Die Uebernahme der Garantie von Seiten des 
Staats für die von den Renten-Banken zu übernehmenden Verpflichtungen 
ſowohl hinſichts der Verzinſung der Rentenbriefe, als deren fucceffiver Einlö— 
fung iſt eine unerläßliche Bedingung für die Errichtung dieſer Anſtalten, in⸗ 
dem ohne diefe Garantie die Papiere kein Vertrauen genießen und den Cours 
nicht halten würden. Es iſt dieſe Garantie auch bereits in Preußen für die 
Schuldverſchreibungen der Paderbornſchen und Eichsfeldſchen Tilgungskaſſen, 
in Sachſen für die dortige Rentenbank geleiſtet worden. Die in Rede ſte— 
hende Garantie des Preußiſchen Staats für zu errichtende Renten-Banken 
erfordert in Berückſichtigung ihres bedeutenden Umfangs eine ſtrenge Prüfung 
der dafür obwaltenden Sicherheit. N 

Die Abtheilung iſt einſtimmig von dem Gefühl durchdrungen, daß es 
die Pflicht der verſchiedenen Provinzen als der verſchiedenen Stände iſt, ihre 
wechſelſeitigen Intereſſen mit gemeinſamen Kräften zu fördern und ſpricht 
daher ihr Gutachten dahin aus: „daß der Staat die Garantie für die Ren- 
tenbanken unter der Bedingung der durch die 88. 188, 189. Thl. 1. Tit. 14. 
des Allg. Landrechts und §. Ib der Verordnung vom 29. Juni 1835. ] feſt⸗ 
geſtellten Sicherheit der Renten in der Art übernehmen möge, daß wegen Er⸗ 
füllung der dadurch begründeten Verpflichtungen zwar zunächſt die Staats— 
Kaſſe eintreten muß, dem Staat aber vorbehalten bleibt, wenn er es nach 
den obwaltenden Verhältniſſen für nöthig findet, auf die betreffende Provinz 
zurückzugehen und aus deren Mitteln, nach Vernehmung der von den Pro- 
vinzialſtänden zu begutachtenden Repartitions-Grundſätze, die Deckung herbei— 
zuführen; daß ferner dem Vereinigten Landtage bei deſſen jedesmaligem Zu⸗ 
ſammentritt ein Nachweis darüber vorgelegt werde, welche Garantieen der 
Staat gegeben hat, und wie und um wieviel dieſe Garantieen ſucceſſive 
erlöſchen. 2 

Abg. Frhr. v. Vincke: Es wird nicht nöthig ſein, darauf zurück zu 
kommen, ſondern ich will mir nur erlauben, um meine individuelle Anſicht 
anzudeuten, zu bemerken, daß ich mit der Nützlichkeit des Inſtituts durchaus 
mich einverſtanden erkläre, aber mit der Modifikation, inſofern es ſich nach 
den verſchiedenen Verhältniſſen in den hier vertretenen einzelnen Provinzen 
in rechtlicher und materieller Beziehung als ausführbar herausſtellt. Wir 
haben gerade über dieſen Punkt, wie ſchon von dem verehrten Mitgliede auf 
der äußerſten Linken der Herrenbank bemerkt worden iſt, die verſchiedenſten 
Anſichten vernommen. Es iſt namentlich von Mitgliedern der Landgemein- 
den geſagt worden, daß nur der Stand der Verechtigten, aber nicht der der 
Verpflichteten dadurch gewinnen würde. Dies beweiſt, daß eine große Ver⸗ 
ſchiedenheit der Anſicht in Bezug auf die verſchiedenen Provinzen beſteht. 
Dieſe Thatſachen würden es zweckmäßig erſcheinen laſſen, wenn das Gouver⸗ 
nement über dieſen höchſt wichtigen Gegenſtand einen vollſtändigen Geſetz⸗ 
Entwurf hätte ausarbeiten und erſt zur Berathung der Provinzial⸗Landtage 
vorlegen laſſen; denn dann würden wir über die Ausführbarkeit deſſelben in 
den einzelnen Provinzen je nach den Lokal-Verhältniſſen eine beſtimmte Ueber⸗ 
ſicht befigen. Dieſe beſitzen wir jetzt nicht, es iſt uns nur von Seiten der 


Vertreter des Gouvernements, von dem Herrn Königlichen Kommiſſarius und 
dem Herrn Finanz⸗Miniſter, vorgetragen worden, daß wir zuerſt über die 
Frage der Garantie uns auszuſprechen hätten, weil ſonſt dieſes Inſtitut in 
den einzelnen Provinzen nicht ins Leben treten könnte. So lange es alſo 
möglich iſt, daß der Staat mit Millionen von Schulden belaſtet werden kann, 
zu welchen die Verſammlung ihre Zuſtimmung nicht gegeben hat, ſo lange 
beſinde ich mich nach meiner entſchiedenen Ueberzeugung nicht in der Lage, 
irgend eine Garantie für eine Staatsſchuld einzugehen. Es kommt noch der 
weſentliche Punkt hinzu, daß wir keine genügende Sicherheit dafür beſitzen, 
daß ſelbſt die beſchränkte Zuſtimmung zu Schulden, die uns in dem Patente 
verliehen iſt, uns verbleiben wird; denn ob das Patent geändert werden ſoll, 
haben Se. Majeſtät ihrer Allerhöchſten Entſchließung vorbehalten, und es iſt 
eine Aenderung in keiner Diskuſſton des Geſetzes von einer Zuſtimmung, ja 
nicht einmal von einem Beirath der ſtändiſchen Verſammlung abhängig ger 
macht; es iſt nur geſagt, ſofern Se. Majeſtät ſich bewogen finden follten, 
ſtändiſchen Beirath über eine ſolche Aenderung zu gefinnen, fo würden Sie 
den Beirath des Vereinigten Landtages darüber einholen. Wir haben in 
unſerer Geſetzgebung erlebt, daß ein Geſetz, das von einem Könige für un⸗ 
widederruflich erklärt war, in ſeinen weſentlichen Beſtimmungen durch die 
neue Geſetzgebung alterirt wurde, und wir können uns alſo in Bezug auf 
das Patent vom 3. Februar c. vermöge Anwendung der Machtvollkommen⸗ 
heit Sr. Majeſtät des Königs wieder in derſelben Lage befinden. Der König 
ſtirbt nicht, das iſt der Grundſatz, worauf die Monarchie, wie auf unerſchüt⸗ 
terligem Fundament, ruht. So lange es aber möglich iſt, daß ein Nachfol⸗ 
ger aus Allerhöchſter Machtvollkommenheit ein Geſetz aufhebt, welches ſein 
in Gott ruhender Vorfahre als unwiderruflich bezeichnet hat, fo lange ver- 
miſſe ich die nothwendigſte Grundlage für unſere Verfaſſung. Ich ſehe mir 
gegenüber viele ehrenwerthe Mitglieder, die nach dem gewöhnlichen Sprach 
gebrauche Konfervative genannt werden. Ich habe die feſte Ueberzeugung, 
daß ſie unſere Verfaſſung konſerviren werden, wie ihr Privatrecht. Ich zähle 
mich den Konfervativen bei. Ich bin feſt entſchloſſen, mein gutes Recht und 
mein gutes Gewiſſen ungeſchmälert und ungetrübt auf meine Nachkommen zu 
vererben, wie ich ſie von meinem Vorfahren überkommen habe. Deshalb 
ſtimme ich gegen die uns angeſonnene Garantie. (Bravo!) 

Abg. Graf v. Helldorf: Wenn ich auch im Allgemeinen mich denje⸗ 
nigen anſchließe, welche ſich für die Nützlichkeit der Landrenten-Banken aus⸗ 
geſprochen haben, ſo kann ich doch meine Bedeneen nicht unterdrücken wegen 
der Art und Weiſe der uns angeſonnenen Staatsgarantie. Ich glaube da⸗ 
her folgendes Amendement einreichen zu müſſen, welches ich der Verſammlung 
vorzutragen mir erlaube. Statt des Schluß-Antrages der Abtheilung möchte 
unſer Antrag dahin zu richten fein, daß: (Lieſt- vor.) 1) zuvörderſt in jeder 
einzelnen Provinz das Maximum des Betrages der für die Rentenberechtig— 
ten auszuſtellenden Rentenbriefe durch die Behörden möglichſt approximativ 
ermittelt werde, 2) demnächſt unter Mittheilung des Reſultats dieſer Ermit⸗ 
telungen an die betreffenden Provinzialſtände dieſe veranlaßt werden, wegen 
Feſtſtellung der von den Verpflichteten in ihrer Provinz zu leiſtenden Jahres⸗ 
zahlungen zu berathen, 3) endlich auf Grund der nach 1 und 2 ſich heraus⸗ 
ſtellenden Ergebniſſe ein die näheren Beſtimmungen der Staatsgarantie für 
die Rentenbanken enthaltender Geſetz-Entwurf dem nächſten Vereinigten Land⸗ 
tage vorgelegt werde. Nach demjenigen, was der Redner vor mir geſagt 
hat, wird es nicht nöthig ſein, meinen Antrag ausführlich zu motiviren. Ich 
erlaube mir, für diejenigen, welche es bedenklich finden, gleich auf die Vor⸗ 
lage des Gouvernements einzugehen, dieſen Vorſchlag als einen vermitteln- 
den zu bezeichnen. 

Marſchall: Ein Amendement oder Abänderungs-Vorſchlag würde ich 
das nicht nennen können. Ein folder könnte, da kein Geſetzes-Entwurf vor⸗ 
liegt, nur auf eine Abänderung des Antrags der Abtheilung gerichtet ſein. 
Der gemachte Vorſchlag geht aber nicht auf eine Abänderung dieſes Antra⸗ 
ges, ſondern er würde ihn beſeitigen und an ſeine Stelle treten. Er kann 
alſo auch nur in dieſer Ordnung zur Abſtimmung kommen, wenn er über⸗ 
haupt die geſetzliche Unterſtützung findet. Ich frage, ob dieſer Vorſchlag die 
nöthige Unterſtützung von 24 Mitgliedern findet? (Dies geſchieht.) 
Domprobſt v. Kroſigk: Ich erlaube mir, zu bemerken, daß der Vor⸗ 
ſchlag ad 1 wegen der täglich vorkommenden Fluctuationen unausführbar iſt. 

Abg. Graf Helldorf: Zur Berichtigung dieſes Einwandes erlaube 
ich mir, zu bemerken, daß der Antrag dahin gerichtet war, die approximative 
Ermittelung zu veranſtalten, ehe die Rentenbanken ins Leben gerufen werden. 

Abg. Bruſt: Meine Herren, es iſt ſchon vor mir geſagt worden, daß 
der Allgemeine Landtag nicht in der Verfaſſung und Lage ſei, über den vor⸗ 
liegenden Geſetz-Entwurf abzuurtheilen. Es iſt ferner geſagt worden, die 
Sache ſei provinzieller Natur und nicht gehörig vorbereitet. Ich muß mich 
dem Allen anſchließen, aber als Abgeordneter der Rhein-Provinz habe ich 
noch die Bemerkung zu machen, daß dort, wenigſtens auf dem linken Rhein⸗ 
Ufer, durchaus keine Reallaſten beſtehen, wogegen in dem oſtrheiniſchen Theil 
des Regierungs-Bezirks Koblenz noch einige beſtehen mögen; ich weiß daher nicht, 
wie man dieſer Provinz unter dieſen Umſtänden zumuthen kann, ſich an einer 
Garantie zu betheiligen, deren Umfang wir nicht kennen, und die das Mi⸗ 
niſterium ſelbſt auf 100 Millionen anſchlägt. Das iſt zu viel verlangt. 

Abg. Tſchocke: Ich habe den Grund, nicht dafür zu ſtimmen, weil 
eine Garantie, vom Staate übernommen, gleichbedeutend iſt mit einer Staats- 
Anleihe oder mit Uebernahme einer Schuld. Sollte dennoch von der hohen 
Verſammlung ein folder Beſchluß gefaßt werden, fo würde ich mich gedrun⸗ 
gen ſehen, im Namen meiner Kommittenten mich gegen einen ſolchen Beſchluß 
wie gegen deſſen Folgen, zu verwahren. (Bravo!) E 

Referent: Obwohl ich bereits mehrere der früheren Reden zu brant⸗ 
worten beabſichtigte, fo habe ich des Wortes mich enthalten, um den Inhalt 
der Ausführungen der letzten geehrten Redner nach meiner Ueberzeugung zu 
widerlegen. Es iſt von dem geehrten Abgeordneten der Provinz Weſiphalen 
erſt erwähnt worden, daß die Sache unbedingt in ihren Details in einer be- 
ſonderen Abtheilung und vor dem Vereinigten Landtage hätte berathen wer- 
den müffen, indem den Provinzial⸗Ständen dieſe Befugniß nicht eingeräumt 
werden könnte. Ich muß dem aber widerſprechen, weil ich eine Beeinträchti⸗ 
gung der Provinzial⸗Stände darin erblicke, und ich glaube, was die Provinzen 
beſonders angeht, nur im Schooße der Provinzial-Stände berathen werden 
kann. (Schluß folgt.) 


